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Vorwort
Österreich zeichnet sich durch eine 
Vielfalt an lebendigen ländlichen und 
städtischen Regionen aus. In meiner 
Zuständigkeit für die Regionalpolitik 
sehe ich es als Ziel, Chancengleichheit 
für die Bevölkerung in allen Regionen 
sicherzustellen.

Wir wollen als Regionen-Mi-
nisterium dabei unterstützen. Einer-
seits haben wir in der Zuständigkeit 
für die Land-, Forst- und Wasserwirt-
schaft, den Tourismus, die Post, die 
Telekommunikation und den Zivil-
dienst einige für die Regionen wich-

tige Hebel selbst in der Hand. Wir tragen damit im Rah-
men unserer Zuständigkeiten in vielen Bereichen zur Stärkung 
der regionalen Wirtschaft und Innovationsfähigkeit bei. Hinzu 
kommen gezielte Projekte für den ländlichen Raum, die mit eu-
ropäischen Fördermaßnahmen finanziert werden und die Si-
cherung der regionalen Daseinsvorsorge u.a. bei der Lebens-
mittel- und Trinkwasserversorgung, beim Schutz vor 
Naturgefahren und beim Erhalt regionaler Erholungsräume. 
Andererseits wollen wir mit unserer Koordinierungskompe-
tenz für die Regionalpolitik auf Bundesebene verstärkt ein-
laden, sich der Themen anzunehmen, die die Menschen in den 
Regionen beschäftigen und mit den Regionen auf Augenhöhe 
zusammenzuarbeiten.

Wir haben uns für die nächsten Monate viel vorge-
nommen und wollen gezielt folgende Themen bearbeiten: Die 
Reduktion des Flächenverbrauchs sowie den Bodenschutz, die 
Stärkung der regionalen Wirtschaft und Innovationsfähigkeit, 
die Sicherung der regionalen Daseinsvorsorge sowie die Ver-
besserung der Zusammenarbeit aller in Österreich für Regi-
onen relevanten Akteurinnen und Akteure, um die regionale 
Handlungsebene zu stärken.

Menschen sollen ihre Entscheidungen, wo sie in Ös-
terreich leben und arbeiten wollen, nach ihren subjektiven 
Vorlieben und Bedürfnissen treffen können. Wir als Regionen-
Ministerium wollen dazu beitragen, dass sie diese Entschei-
dungen frei treffen können.

Elisabeth Köstinger
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus

Bundesministerin  
Elisabeth Köstinger

Jahresschwerpunkt des BMLRT
Im Jahr 2021 widmet sich das Bundesministerium für Land-
wirtschaft, Regionen und Tourismus (BMLRT) dem Schwer-
punkt Regionen. Österreichs vielfältige ländliche und städti-
sche Regionen sind attraktive Wohn- und Lebensräume für 
die Bürgerinnen und Bürger, wettbewerbsfähige Wirtschafts- 
und Arbeitsplatzstandorte sowie nachhaltige Naturräume. 
Für die Menschen ist ihre Region oft mit positiven Emotionen 
verbunden, sie fühlen sich zugehörig, vertraut, daheim und 
verwurzelt. Die Region wird damit als Identifikationsraum er-
lebt. Gäste denken an positive Erlebnisse in ihrer Urlaubsre-
gion und an Erholung.

Jede Region hat andere Potentiale und sieht sich mit unter-
schiedlichen Herausforderungen konfrontiert. Die Regionen 
stehen derzeit vor wichtigen Aufgaben: Die Bewältigung des 
Klimawandels und seiner Auswirkungen wie Dürren, Stark-
regen-, Muren- und Sturmereignisse; die Dekarbonisierung 
unserer Wirtschaft; die umwelt- und klimaverträgliche Be-
wältigung der Mobilitätsströme; die Organisation der Daseins-
vorsorge; die Bereitstellung von leistbarem Wohnen; die Si-
cherung von Natur- und Erholungsräumen; die Nutzung der 
Chancen der Digitalisierung aber auch die Aufrechterhaltung 
und Stärkung des sozialen Zusammenhalts wie Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie mit den Themen Kinderbetreuung, 
Pflege sowie Ehrenamt.

Nicht zuletzt zeigt die COVID-Krise, wie rasch Ereignisse mit 
gravierenden Auswirkungen auf die gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Systeme auftreten können, aber auch wie 
rasch Menschen reagieren können und unter widrigen Um-
ständen kreative Lösungen finden. Sowohl der Klimawan-
del als auch die COVID-Pandemie machen deutlich, dass 
wir die Krisenfestigkeit unserer Regionen weiterhin erhöhen 
müssen, um gegen globale Herausforderungen gewappnet 
zu sein.

In dieser Broschüre „Zahlen und Fakten 2021“ bieten wir einen 
statistischen Überblick über die wichtigsten Aufgabenberei-
che des BMLRT. Zum Jahresschwerpunkt bringen wir viele 
regionale Inhalte sowie Statistiken, die die Entwicklung der 
Regionen belegen. Insbesondere wird auch aufgezeigt, wie 
sich das Coronajahr 2020 im Verlauf auf die Zahlen in den ver-
schiedenen Aufgabenbereichen des BMLRT niederschlug.
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Lebensraum Regionen
Die Raumentwicklungspolitik und die Raumordnung stimmen 
die unterschiedlichen, vielfach konkurrierenden sozialen, wirt-
schaftlichen, ökologischen und kulturellen Ansprüche der 
Gesellschaft an den gemeinsamen Lebensraum ab. Ziel ist 
die nachhaltige und ausgewogene Entwicklung des österrei-
chischen Staatsgebiets.

Im Bereich der gesamtstaatlichen Raumentwicklung 
und Raumordnung setzt das BMLRT fachliche Impulse. Diese 
betreffen vor allem die Umsetzung des Österreichischen 
Raumentwicklungskonzeptes (ÖREK) 2011 wie auch die Erar-
beitung der für 2021 geplanten Neuauflage – das ÖREK 2030. 
Die Regionalpolitik zielt darauf ab, die Lebensqualität in 
allen Regionen stetig zu erhöhen und langfristig anzugleichen.

Das BMLRT ist für die Koordination im Bereich Regio-
nalpolitik und Raumordnung zuständig. Dazu setzt das Mi-
nisterium geeignete Maßnahmen und koordiniert EU-Förder-
programme. Damit sollen den aktuellen Herausforderungen, 
wie post Corona, dem Klimawandel, dem demographischen 
Wandel, der Digitalisierung und dem verschärften interna-
tionalen Standortwettbewerb Rechnung getragen werden. 
Die Koordination erfolgt in enger Abstimmung mit allen Bun-
desministerien sowie den Ländern. Die Österreichische Raum-
ordnungskonferenz (ÖROK), eine gemeinsame Organisation 
von Bund, Ländern sowie Städte- und Gemeindebund unter-
stützt das BMLRT bei seiner Koordinationsaufgabe.

Das BMLRT koordiniert in Kooperation mit der ÖROK 
die EU-Kohäsionspolitik in Österreich. Das ist insbesondere 
der Einsatz des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung 
(EFRE) im Rahmen des EFRE-Regionalprogramms Österreich 
und der regionalen Kooperationsprogramme mit anderen EU- 
Mitgliedstaaten (INTERREG) im Zeitraum 2014–2020. 

Des Weiteren vertritt das BMLRT federführend die 
österreichischen Interessen in rechtlichen Fragen für die EU-
Förderperiode 2021–2027. 

1. Der Dauersiedlungsraum in Österreich

Unter dem Dauersiedlungsraum wird lt. Statistik Austria der 
potentiell besiedelbare Raum verstanden, in welchem der 
Mensch lebt, arbeitet, seine Naturgrundlagen bewirtschaftet 
und sich erholt. Aufgrund des hohen alpinen Flächenanteils 
ist in Österreich die Abgrenzung eines Dauersiedlungsraums 
grundlegend für die Raumordnung. Der Dauersiedlungsraum 
ist der Raum, der nach Abzug von Wald, alpinem Grünland, 
Ödland und Gewässer noch übrigbleibt. Er umfasst den für 
die Landwirtschaft, Siedlung und Verkehrsanlagen verfügba-
ren Raum.

Der Dauersiedlungsraum umfasst österreichweit im 
Jahr 2020 nur 39 % des Bundesgebiets, in Tirol entspricht er 
nur 12 % der Landesfläche, während er in Wien 77 % umfasst. 
Der Siedlungsraum, also der aktuell besiedelte Raum, um-
fasst im Jahr 2020 in Österreich 14 % des Bundesgebiets, in 
Tirol 7 % und in Wien 60 %.

Österreich hat eine Landesfläche von 83.883 km². Die 
Bevölkerung pro km2 Dauersiedlungsraum betrug im Jahr 
2020 in Österreich im Durchschnitt 274 Personen/km2.

Infolge des hohen alpinen Flächenanteils ist die 
 Bevölkerungsdichte im Dauersiedlungsraum in den alpinen 
 Tälern überdurchschnittlich hoch. Bildhaft ausgedrückt: „Im 
Tal ist’s eng, während es am Berg viel Platz gibt.“ Die Bevöl-
kerung pro km2 Dauersiedlungsraum betrug im Jahr 2020 in 
Österreich im Durchschnitt 274 Personen/km2. In Vorarlberg 
waren es 703 Personen/km2, in Tirol 482 Personen/km2 und 
in Salzburg 374 Personen/km2. 
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2. Bevölkerung und demographischer Wandel

Die Bevölkerung Österreichs nimmt stetig zu. Um 1900 leb-
ten in Österreich (innerhalb des heutigen Bundesgebiets) 
6 Mio. Einwohnerinnen und Einwohner. Ende der 1950er Jahre 
waren es 7 Mio., im Jahr 2000 schon 8 Mio. und im Jahr 2020 
rund 8,9 Mio. Für das Jahr 2030 prognostiziert die Statistik 
Austria eine Bevölkerung von rd. 9,2 Mio. und bis 2080 rund 
9,93 Mio.. 

Das Bevölkerungswachstum von 1995 bis 2019 liegt 
mit 11,5 % über dem Durchschnitt der EU-28 (6,6 %). Die Be-
völkerungszunahme erfolgt aufgrund des Wanderungssaldos 
und des höheren Anteils an Geborenen gegenüber Verstor-
benen. Es ist für das Jahr 2030 auch eine Vergrößerung des 
Bevölkerungsanteils der über 65-jährigen auf 23,2 % sowie 
eine Zunahme der Privathaushalte auf 4,2 Mio. und hier vor 
allem der Einpersonenhaushalte mit 1,6 Mio. von der Statis-
tik Austria prognostiziert. 

3. Städtischer und Ländlicher Raum

Politisch-administrativ ist Österreich in neun Bundesländer 
untergliedert, welche sich in 94 Politische Bezirke und zwar 
in 15 Statutarstädte und 79 Landbezirke gliedern. Auf unters-
ter Verwaltungsebene gibt es 2.095 Gemeinden (Österr. Ge-
meindebund, Statistik Austria; Stand: 29.7.2021).

Am 1. Jänner 2020 durchbrach die Bundeshauptstadt 
Wien die 1,9 Mio. Bevölkerungsmarke. Somit lebt rund ein 
Fünftel der Bevölkerung Österreichs in Wien. Zweitgrößte 
Stadt Österreichs ist Graz mit 291.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner, dann folgen Linz mit 207.000, Salzburg mit 
155.000, Innsbruck mit 132.000 und Klagenfurt mit 101.000 
Einwohnerinnen und Einwohner. Die bevölkerungsmäßig 
kleinsten Gemeinden Österreichs waren mit Jahresanfang 
2020 allesamt Gemeinden in ländlichen Gebieten wie Gra-
mais (T) mit 41, Tschanigraben (B) mit 65 und Namlos (T) mit 
73 Einwohnerinnen und Einwohner.

Bei der Einteilung der Landesfläche in städtische und 
ländliche Räume ist anzumerken, dass es derzeit keine ein-
heitliche Definition für den „Ländlichen Raum“ gibt. Die Zu-
ordnung zu „städtisch“ oder „ländlich“ basiert je nach Raum-
typologisierung auf unterschiedlichen Bewertungskriterien 
und Abgrenzungen des Untersuchungsgebietes.

Geringere Bevölkerungsdichten/km2 Dauersiedlungsraum wie-
sen die Steiermark mit 238 Personen/km2, Kärnten mit 
229  Personen/km2, Oberösterreich mit 219 Personen/km2, 
Niederösterreich mit 145 Personen/km2 und das Burgenland 
mit 119 Personen/km2 auf. Wien zeigte mit 5.966 Personen/km2 
Dauersiedlungsraum eine für eine Großstadt signifikante 
Bevölkerungsdichte.  
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Eine österreichische Raumtypologisierung ist die Ur-
ban-Rural-Typologie der Statistik Austria (siehe Landkarte 
Nr. 3). Sie umfasst als Ergebnis 4 Hauptklassen:  Urbane Zen-
tren (Stadtregionen), Regionale Zentren, Ländlicher Raum im 
Umland von Zentren (Außenzone), Ländlicher Raum. Diese 
Hauptklassen werden einerseits anhand der Einwohnerzahl 
(Urbane Zentren) sowie anhand der Erreichbarkeit von urba-
nen und regionalen Zentren in zentral,  intermediär sowie 
peripher in insgesamt 11 Klassen unterteilt. Als zusätzliches 
Kriterium wird die Bedeutung des Tourismus für alle Gemein-
den ausgewertet und jene  Gemeinden mit überdurchschnitt-
lichem Tourismus können extra ausgewiesen werden.

Die Europäische Kommission arbeitet bei der Zuord-
nung zu „ländlich/städtisch“ mit den Raumtypologisierungen 
auf der „Urban-Rural-Typology“ auf NUTS-3-Ebene sowie 
dem „Degree of Urbanisation“ auf der Gemeindeebene.

Die „Urban-Rural-Typology“ ist eine Typologisierung, 
basierend auf der NUTS-3-Ebene. Diese umfasst in Öster-
reich die Zusammenfassung mehrerer politischer  Bezirke in 
35 NUTS-3-Regionen. Anhand der Urban-Rural-Typologie, die 
auf 1 km2-Zellanalysen der Bevölkerungsdichte basiert, er-
folgt die Einteilung in die drei Kategorien: „überwiegend 
städtisch/predominantly urban“, „intermediär/ intermediate“ 
und „überwiegend ländlich/predominantly rural“. 

Der „Degree of Urbanisation“ klassifiziert Gebiets-
einheiten auf „Local Administrative Units“, das ist in Öster-
reich die Gemeindeebene. Alle österreichischen Gemeinde-
gebiete werden nach dieser Typologisierung in drei Raumtypen 
unterteilt: in die „Städte“, die „Kleineren Städte und Vororte“ 
und in die „Ländlichen Gebiete“. 

Unter einer „Region“ versteht man in der Raumpla-
nung eine Gebietseinheit, die von der Größe her zwischen 
einer Gemeinde und einem Bundesland liegt. Im Schwerpunkt 

„Meine Region – Heimat. Zukunft. Lebensraum.“ (siehe www.
meine-regionen.at) beschäftigt sich das BMLRT mit den gro-
ßen Herausforderungen der Regionen und setzt Schwer-
punkte in den Bereichen Stärkung der regionalen Wirtschaft 
und Innovationsfähigkeit, Sichern der regionalen Daseinsvor-
sorge sowie Reduktion des Flächenverbrauchs. 
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4. Bodenverbrauch und Flächeninanspruchnahme

Böden bilden die Grundlage für Nahrungsproduktion, saube-
res Trinkwasser, Naturräume und Siedlungsentwicklung. Durch 
die Vielzahl an unterschiedlichen Nutzungsansprüchen steht 
unsere Umwelt unter enormen Druck. Bevölkerungswachstum, 
Wohlstand, Mobilität und wirtschaftliche Aktivitäten: All das 
ist mit steigendem Bodenverbrauch verbunden. Wohnungen, 
Betriebsansiedlungen und Infrastruktureinrichtungen wie Ein-
kaufszentren werden meist außerhalb oder an der Grenze 
bestehender Siedlungen, „auf der grünen Wiese“, gebaut. 

Negative Effekte, wie die Verödung von Ortskernen, 
Zersiedelung, leerstehende Wohnungen und brachliegende 
Betriebsstandorte in Ortszentren nehmen zu. Zerstreute Sied-
lungen verteuern die Infrastruktur der Gemeinden, da län-
gere Wege den Aufwand von Wartung und Weiterentwick-
lung erhöhen. Insbesondere um Ballungszentren und in 
Regionen mit geringem Angebot an Dauersiedlungsraum wird 
durch hohe Nachfrage Bauland rasch teurer. 

Der steigende Bodenverbrauch geht überwiegend auf 
Kosten landwirtschaftlicher Flächen. Aufgrund von Umwid-
mungen von Agrarflächen und der zu ca. 40 % damit verbun-
denen Versiegelung der Böden mit Asphalt oder Beton, 
kommt es zu einem unwiederbringlichen Verlust an natürlich 
gewachsenen Böden für die Lebensmittel-, Futtermittel- und 
Saatgutproduktion. Diese Inanspruchnahme findet häufig 
in landwirtschaftlichen Gunstlagen statt, was langfristig die 
Eigenversorgung mit heimischen Lebensmitteln gefährdet. 
Der Schutz der endlichen Ressource Boden bildet somit das 
Grundgerüst für eine nachhaltige Entwicklung der Regionen 
und gleichzeitig die Chance, krisenfeste und lebenswerte 
Lebensräume zu sichern.

Die Aufgabe des Bodenschutzes bedarf einer Vielzahl 
an Akteurinnen und Akteure auf Bundes-, Länder-, Regionen-, 
Gemeinde- und Städteebene und kann nur durch Unter-
stützung aller mit einem abgestimmten und integrierten Vor-
gehen gelingen. Das BMLRT nimmt sich unter dem Themen-
schwerpunkt „Reduktion Flächenverbrauch/Bodenschutz“ 
um diese koordinierende Aufgabe an und setzt raumwirksame 
Maßnahmen im eigenen Wirkungsbereich um. Beispiele 
sind die vom BMLRT in Auftrag gegebenen Studien „Boden-
verbrauch in Österreich“ sowie „Flächeninanspruchnahme 
durch Kompensationsmaßnahmen“. Die in Ausarbeitung be-
findliche Österreichische Bodenschutzstrategie knüpft an 
diese an und wird eine Strategie für das gemeinsame und 
umsetzungsorientierte Vorgehen aufzeigen.

Im Jahr 2020 wurde eine Fläche von 41,84 km2 (im 
3-Jahresschnitt) in Anspruch genommen. Das konkrete Ziel 
ist es, den jährlichen Zuwachs bis 2030 auf netto 2,5 ha pro 
Tag bzw. 9 km2 pro Jahr zu reduzieren. 

9
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5. EFRE/IWB-Programm Österreich 2014–2020

Der Europäische Regionalfonds (EFRE) unterstützt das Ziel 
„Investitionen in Wachstum und Beschäftigung 2014–2020“ 
(IWB). Im Rahmen dieses Ziels stehen für das österreichweite 
„EFRE/IWB-Programm 2014–2020“ insgesamt 660 Mio. Euro 
für die Ko-Finanzierung von Projekten zur Verfügung. Ent-
halten sind in diesem Betrag auch die von der EU zusätzlich 
bereit gestellten 124 Mio. Euro EFRE-Mittel zur Folgenbe-
kämpfung der COVID-Krise (REACT-EU).

EFRE/IWB-Förderungen werden in Kombination mit 
privaten sowie national öffentlichen Mitteln des Bundes und 
der Länder vergeben. Das bisher genehmigte gesamte In-
vestitionsvolumen beträgt rund 2,6 Mrd. Euro. Bis Ende Mai 
2020 wurden insgesamt 1.459 Projekte mit einem EFRE- 
Volumen von 485,5 Mio. Euro genehmigt. Die EFRE/IWB- 
Mittel werden für die in der Tabelle angeführten Programm-
Prioritäten bzw. Maßnahmenbereiche eingesetzt. 
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6./7. ETZ-Programme 2014–2020

Europäische territoriale Zusammenarbeit (ETZ), auch als 
 INTERREG bezeichnet, ist ein EFRE-Ziel bzw. Ziel der EU- 
Kohäsionspolitik 2014–2020. ETZ bietet einen Rahmen für die 
Umsetzung von gemeinsamen Projekten zwischen nationalen, 
regionalen und lokalen Akteurinnen und Akteuren aus ver-
schiedenen Mitgliedstaaten.

In der Periode der Europäischen Struktur- und Investi-
tionsfonds 2014–2020 beteiligt sich Österreich im Rahmen 
des Ziels ETZ an insgesamt sieben „grenzüberschreitenden“ 
Programmen, drei „transnationalen“ Programmen sowie an 
EU-weiten Netzwerkprogrammen.  
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8./9. LEADER in Österreich

LEADER ist ein Maßnahmenprogramm der Europäischen Union, 
das innovative Aktionen im ländlichen Raum fördert. Es wird 
aus mit Mitteln des Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raumes (ELER)  finanziert und 
dient dazu, die Regionen in ihrer eigenständigen Entwicklung 
zu unterstützen. Die Bevölkerung vor Ort wird dabei aktiv 
eingebunden.

77 Regionen wurden im Jahr 2015 in einem mehrstu-
figen Auswahlverfahren als LEADER Regionen in Österreich 
anerkannt. Dazu erarbeitete jede Region eine umfassende 
Lokale Entwicklungsstrategie (LES). Für die Umsetzung der 
Lokalen Entwicklungsstrategie ist die Lokale Aktionsgruppe 
(LAG) verantwortlich. Diese setzt sich aus Vertreterinnen und 
Vertretern lokaler öffentlicher Einrichtungen (wie Gemeinden, 
Verbände und Behörden), privater Gruppen (wie Vereine und 
Unternehmen) sowie aus Privatpersonen zusammen. In jeder 
LEADER Region unterstützt ein eigenes Management die Um-
setzung der LES.

Eine Übersicht über rund 800 Projekte der Periode 
LE 14–20 und eine Auswahl von Projekten der Periode LE 07–13 
sind in der Projektdatenbank des Netzwerks Zukunftsraum 
Land unter www.zukunftsraumland.at/projekte abfragbar.   
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Urlaub in Österreich
Der Tourismussektor hat in Österreich einen besonders ho-
hen Stellenwert – für die Wirtschaft, den Arbeitsmarkt, die 
Städte und den gesamten ländlichen Raum. Keine andere 
Branche ist in allen Regionen des Landes so verwurzelt und 
sorgt bis in die entlegensten Täler für Wertschöpfung und 
Lebensqualität. In den vergangenen Jahren hat sich Öster-
reich zu einem der beliebtesten Urlaubsziele weltweit ent-
wickelt. Das Land hat viel zu bieten – wie zum Beispiel den 
schönsten Teil der Alpen, glasklare Seen, einzigartiges his-
torisches Erbe und lebenswerte Städte. Die engagierten 
Gastgeberinnen und Gastgeber empfangen Besucherinnen 
und Besucher mit Professionalität, Authentizität und der 
typischen österreichischen Gastfreundschaft. Der Tourismus 
in Österreich war bis 2019 eine Erfolgsgeschichte – eine wich-
tige Konjunkturstütze und Beschäftigungsmotor. 

Als eine der erfolgreichsten Tourismusdestinationen 
der Welt wurde Österreichs Tourismus von der COVID-19- 
Pandemie jedoch besonders hart getroffen – nicht zuletzt 
aufgrund des hohen Anteil von rund 70% an ausländischen 
Gästen. Durch die COVID-19-Pandemie ist der internationale 
Reiseverkehr weitgehend zum Erliegen gekommen, ab Frühjahr 
2020 kam es zu Reisebeschränkungen, zu einem Rückgang 
des Flug- und Reiseverkehrs und zu Reisewarnungen. Die 
internationale Pandemiesituation und die nationalen Maß-
nahmen zum Schutz der Bevölkerung führten zu Betriebs-
schließungen in Österreich und damit zu einem Rückgang 
der Ankünfte, der Nächtigungen und des Umsatzes. Die 
Ankünfte sind auf das Niveau vor der Jahrtausendwende 
gesunken, die Nächtigungen sogar auf das Niveau der frühen 
1970er-Jahre.

Durch die coronabedingten Lockdowns ist es im Jahr 
2020 auch zu einem starken Einbruch der Beschäftigung und 
gleichzeitig zu einem hohen Anstieg der Arbeitslosigkeit in 
den Kernbereichen Beherbergung und Gastronomie gekom-
men. Im Jahresdurchschnitt 2020 waren 71.298 (+70,9 % geg. 
2019) Personen aus dem Beherbergungs-und Gaststätten-
wesen arbeitslos gemeldet. 

Die kurz- und langfristigen Auswirkungen auf die 
Tourismusbranche sind dramatisch und derzeit noch nicht 
abschätzbar. 

2. Tourismus und die SDGs

Österreich hat sich im Jahr 2015 verpflichtet, die Globalen 
Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Development Goals oder 
SDGs) der Vereinten Nationen umzusetzen. Mit dem Projekt 
‚Tourismus und die SDGs‘ schafft das BMLRT Bewusstsein in 
der Branche, bereitet Information praxisorientiert auf und 
regt dazu an, im Tourismus gemeinsam soziale und ökolo-
gische Verantwortung zu übernehmen. Zudem werden For-
schungsarbeiten zu einer breiten Themenvielfalt erarbei-
tet. Diese werden von Studierenden sowie Schülerinnen und 
Schülern österreichischer Ausbildungseinrichtungen mit Tou-
rismusschwerpunkt zum Download angeboten.
Nähere Informationen unter www.info.bmlrt.gv.at/themen/
tourismus/tourismus-und-die-sdgs.html

1.  Touristischer Konsum in Österreich im Jahr 2019



23TourismusTourismus22

3. Plan T – Masterplan für Tourismus

Die letzte Gesamtstrategie für den österreichischen Touris-
mus liegt bereits fast zehn Jahre zurück. Seither haben sich die 
Rahmenbedingungen grundlegend verändert. Darum hat das 
Ministerium unter Federführung der Tourismusministerin eine 
neue strategische Grundlage für die Zukunft des heimischen 
Tourismus erarbeitet. Der im März 2019 präsentierte Master-
plan für Tourismus skizziert Wege, Ideen und Grundlagen mit 
denen sich die Erfolgsgeschichte des Tourismusstandorts 
Österreich in vielen weiteren Kapiteln fortschreiben lässt.

Hunderte Menschen aus Tourismus und Freizeitwirt-
schaft waren am Entstehungsprozess beteiligt. Gerade bei 
einer Querschnittsmaterie wie dem Tourismus ist es entschei-
dend, dass sämtliche Wirtschafts- und Gesellschaftsbereiche 
an einem Strang ziehen – daher wurden auch wichtige Stake-
holder außerhalb der Tourismusbranche  gezielt angesprochen.

Gerade in der Krise zeigt sich, wie zukunftsweisend 
der Plan T und die darin definierten Handlungsfelder sind – 
sie geben auch in diesen schwierigen Zeiten Orientierung. 
Die nachhaltige Weiterentwicklung des  Tourismusstandortes 
Österreich – und zwar in ökologischer, ökonomischer und 
 soziokultureller Dimension – ist auch weiterhin das Grund-
prinzip für einen langfristigen Erfolg. 

4.  Entwicklung der Nächtigungen in den  
Kalenderjahren 2011–2020

Die Nachfrage nach touristischen Dienstleistungen nahm bis 
zum Ausbruch der Coronakrise in Österreich stetig zu. Nach 
dem Rekordjahr 2019 führte die COVID-19-Pandemie jedoch 
zu erheblichen Einbußen für den Tourismus in Österreich im 
Kalenderjahr 2020: Die Zahl der Gästeankünfte schrumpfte 
um 45,8 % auf rund 25,0 Mio., jene der Übernachtungen um 
35,9 % auf ca. 97,9 Mio. – damit  entsprach das Niveau bei An-
künften jenem vor der Jahrtausendwende, das Nächtigungs-
volumen jenem der frühen 1970er-Jahre.

Durch das verstärkte Ausbleiben internationaler 
Gäste (Ankünfte –52,7 %, Nächtigungen –41,2 %) aufgrund 
von Reisebeschränkungen und -verboten (Lockdowns, ein-
geschränkter bzw. teilweise stillgelegter Flugverkehr) 
verschob sich die insgesamt stark dezimierte Nachfrage 
deutlich in Richtung inländischer Touristinnen und Touristen 
(Ankünfte –30,6 %, Nächtigungen –20,9 %), deren Marktanteil 
sich bei Ankünften von 31,0 % (2019) auf aktuell knapp zwei 
Fünftel (39,7 %) erhöhte, bei Übernachtungen von gut einem 
Viertel (26,2 %) auf rund ein Drittel (32,3 %). 
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5.  Verteilung der Nächtigungen im Kalenderjahr 
2020 nach  Bundesländern

Der insgesamt deutliche Rückgang der Nächtigungen im 
Jahr 2020 war in den einzelnen Bundesländern sehr unter-
schiedlich ausgeprägt. Während Bundesländer wie Kärnten  
(–17,0 %), die Steiermark (–24,6 %) und das Burgenland 
(–27,3  %) vergleichsweise geringe Nächtigungsverluste 
 verbuchten, betrug der Einbruch bei den Nächtigungen in 
der Bundeshauptstadt Wien 73,9 %. Lediglich in Kärnten 
war im Vergleich zum Vorjahr eine positive Entwicklung bei 
inländischen Gästen zu beobachten: Hier gab es bei den 
Nächtigungen ein Plus von 5,4 %. In den tourismusstärksten 
Bundesländern Tirol (–33,5 %) und Salzburg (–32,3 %) wurden 
jeweils rund ein Drittel weniger Nächtigungen registriert 
als im Rekordjahr 2019.

6. Nächtigungsziffern nach Unterkunftsarten 2020

Im Jahr 2020 standen rund 1,14 Mio. Betten in 68.402 
 gewerblichen und privaten Beherbergungsbetrieben für  in- 
und ausländische Gäste zur Verfügung. Im Vergleich zum 
Vorjahr stieg der Bettenbestand leicht um 0,9 %.

Die beliebteste Art der Unterkunft waren traditionell 
Hotels mit 55,6 Mio. Nächtigungen, auch wenn im Pandemie-
jahr 2020 gerade in dieser Unterkunftskategorie die stärksten 

Rückgänge mit –41,6 % verzeichnet werden mussten. Am 
relativ besten durch das touristische Krisenjahr kamen ge-
werbliche und private Ferienwohnungen mit Rückgängen von 

–22,6 % bzw. –23,6 %.

7.  Entwicklung der Saisonen nach Nächtigungen 
1995–2020

Die Zahl der Nächtigungen hat sich im langfristigen Verlauf an-
geglichen. 1980 war der Unterschied zwischen Sommer und 
Winter noch sehr stark ausgeprägt, Österreich galt als klassi-
sche Sommerfrische-Destination. Massive Investitionen in den 
Wintertourismus, Skipisten, Seilbahnen und moderne Hotelbe-
triebe haben in den letzten Jahrzehnten zu einem stärkeren 
Wachstum im Winter geführt. Heute ist Winterurlaub längst 
nicht mehr auf Skifahren fokussiert, die Bandbreite der Ange-
bote reicht von Winterwandern bis zu Wellness und Erlebnis-
sen im Schnee. In den letzten Jahren wird verstärkt auch in 
die Nebensaisonen investiert, Saisonverlängerung und Ganz-
jahrestourismus sind das erklärte Ziel einer nachhaltigen Tou-
rismusdestination. Kultur, Gesundheit sowie vor allem auch 
Kulinarik sind Themen, mit denen  Österreich auch in den 
Nebensaisonen punkten kann.

Aufgrund der COVID-19-Krise und den damit verbun-
denen Reisebeschränkungen und Betretungsverboten muss-
ten starke Rückgänge der Nächtigungen verzeichnet wer-
den. Während im Sommer zumindest in den Monaten Juni 
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bis Oktober eine starke Nachfrage von inländischen Perso-
nen festzustellen war, wurden im Winter höhere Rückgänge 
durch teilweisen Totalausfall verbucht.

8.  Arbeitsmarkt Tourismus – Verteilung der 
 Erwerbstätigen nach Branchen im Jahr 2019

Arbeit im Tourismus unterscheidet sich wesentlich von der 
Arbeit in anderen Branchen. Die Nachfrage nach  touristi schen 
Dienstleistungen schwankt im Zeitverlauf – Mittag und Abend, 
Wochenende und Saison. Dadurch ergeben sich branchen-
spezifische Herausforderungen, die eine differenzierte Be-
trachtung des touristischen Arbeitsmarkts erfordern.

Im Jahr 2019 bestanden in Österreich laut TSA 
(Tourismus-Satellitenkonto) - Beschäftigungsmodul rund 
253.700 Beschäftigungsverhältnisse bzw. waren über 
200.100 Vollzeitäquivalente (+2,3 %) in charakteristischen 
Tourismusindustrien beschäftigt. Das entspricht 5,1 % aller 
Erwerbstätigen. Der überwiegende Teil der Tourismusbe-
schäftigten entfiel auf die Kernbereiche Beherbergung 
(38,9 %) und Gastronomie (29,4 %).

In den vergangenen Jahren entwickelte sich der 
Tourismus zu einem verlässlichen Jobmotor mit Standort-
garantie und schuf wichtige Arbeitsplätze in allen  Regionen. 
Tourismus ist damit unverzichtbar für Wohlstand und Chancen-
gleichheit, ob in prosperierenden Stadtregionen oder in 
peripheren ländlich geprägten Regionen.

9.  Die Top 10 Herkunftsländer im österreichischen 
Tourismus im Jahr 2020 (nach Nächtigungen)

Der Tourismus in Österreich ist traditionell von drei  großen 
Herkunftsmärkten abhängig: Deutschland, Österreich selbst 
und den Niederlanden. Aufgrund der COVID-19-Krise und 
den damit verbundenen Reisebeschränkungen hat die Be-
deutung des inländischen Tourismus im Jahr 2020 noch 
zugenommen.

Von den insgesamt rund 97,9 Mio. Nächtigungen 2020 
in Österreich entfielen 66,3 Mio. (67,7 %) auf Gäste aus dem 
Ausland; gegenüber 2019 sank der Marktanteil dieses Seg-
mentes um 6,1 Prozentpunkte.

Das internationale Nächtigungsaufkommen in heimi-
schen Beherbergungsbetrieben stammte 2020 zu 89,2 % aus 
nur zehn Herkunftsmärkten (alle in Europa, darunter fünf 
Nachbarn Österreichs: Deutschland, Schweiz, Tschechien, 
Ungarn und Italien). Unter diesen Top-10-Märkten war Deutsch-
land mit einem Gewicht an den Auslandsnächtigungen von 
58,1 % der bedeutendste Markt (2019: 50,3 %). Die Plätze 2 
und 3 belegten wie 2019 die Niederlande und die Schweiz. 
Dänemark schaffte es 2020 mit Platz 9 anstelle der USA 
(2019 noch auf Rang 10) neu ins Ranking.
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10.  Die 12 österreichischen UNESCO Welterbestätten

Österreich hat zwölf UNESCO Welterbestätten, die große 
 Attraktivität als Tourismus-Ziele genießen und Stadtland-
schaften und Kulturregionen umfassen. Jede Welterbe-
Stätte wird von einem Management betreut, um die Stätte 
auch für zukünftige Generationen in ihrer Schönheit und Au-
thentizität (bei Kulturstätten) bzw. Integrität (bei Naturstät-
ten) zu erhalten.

Am 18. Dezember 1992 ratifizierte die Republik Öster-
reich das UNESCO-Übereinkommen zum Schutz des Kultur- 
und Naturerbes der Welt. Mit der Unterzeichnung verpflich-
tete sich Österreich, die innerhalb seiner Grenzen gelegenen 
Kultur- und Naturerbestätten mit außergewöhn lichem uni-
versellem Wert zu schützen und zu erhalten. Dafür tra-
gen das Kulturministerium (BMKÖS), das Umweltministerium 
(BMK) sowie gleichermaßen Bund, Länder und Gemeinden 
die Verantwortung.

Zum Weltkulturerbe gehören Baudenkmäler, Stadt-
ensembles und Kulturlandschaften. Das Weltnaturerbe 
 umfasst Naturerscheinungen sowie Regionen und Orte, die 
den natürlichen Reichtum der Erde sowie ihre biologische 
und geologische Vergangenheit zeigen.

Die von der UNESCO geführte Welterbeliste umfasst 
1.154 Stätten aus 167 Ländern. Österreich ist mit 12 Welt-
erbestätten vertreten. 

Die Welterbestätten haben große Bedeutung für 
den Tourismus. Die historischen Zentren von Wien, Salz-
burg und Graz, der Park und das Schloss Schönbrunn, die 
Wachau sowie Hallstatt und das Salzkammergut zählen  
zu den international beliebtesten Tourismuszielen in Österreich. 
Mehr zu den UNESCO-Welterbestätten unter www.unesco.at.  
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Qualitätslandwirtschaft

Die heimischen bäuerlichen Familienbetriebe pflegen Öster-
reichs einzigartige Kulturlandschaft, versorgen die Bevölkerung 
mit hochwertigen Lebensmitteln und engagieren sich für den 
Klimaschutz. Ein dynamischer ländlicher Raum sichert Lebens-
qualität und garantiert Ernährungssicherheit. Die österrei-
chische Landwirtschaft hat sich zuletzt sehr positiv entwickelt. 
Dennoch stehen viele Betriebe vor individuellen Herausfor-
derungen. Ganz Österreich profitiert, wenn den Bäuerinnen 
und Bauern der Rücken gestärkt wird. Regiona lität und Viel-
falt bereiten den Weg für eine hochwertige und ressourcen-
schonende Produktion.

Ein agrarpolitischer Schwerpunkt liegt bereits auf 
der Programmperiode der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) für 
2021–2027. Die Europäische Kommission verfolgt mit den so 
genannten Strategieplänen einen neuen, inno vativen Ansatz.

In jedem Mitgliedsstaat soll ein individueller Plan 
ausgearbeitet werden, der sämtliche Bereiche abdeckt: 
 Direktzahlungen, Ländliche Entwicklung und  Maßnahmen 
für einzelne Sektoren (z.B. Wein, Bienen). Den EU-Mitglieds-
staaten wird somit mehr Flexibilität bei der nationalen 
 Ausgestaltung der Agrarpolitik eingeräumt. Dies bedeutet, 
dass auf EU-Ebene lediglich grundlegende Parameter wie 
die Ziele der GAP, allgemeine Förderbereiche oder die Ba-
sisanforderungen festgelegt werden. Statt wie bisher die 
Einhaltung von Auflagen zu überprüfen, wird sich die Euro-
päische Kommission künftig stärker auf Ergebnisse und Leis-
tungen fokussieren.

Das BMLRT arbeitet derzeit den nationalen GAP-
Strategieplan für 2021–2027 aus und tritt für stabile, 
 verlässliche Rahmenbedingungen für bäuerliche Familienbe-
triebe ein. Im Mittelpunkt sollen Maßnahmen im Hinblick auf den 
Klimawandel stehen sowie eine nachhaltige, vielfältige Land- 
und Forstwirtschaft und ein vitaler ländlicher Raum.
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2. Bienenhaltung in Österreich

Die Anzahl der Imkereibetriebe und der Bienenvölker hat in 
Österreich im Jahr 2020 weiter zugenommen. 31.923 Imke-
rinnen und Imker mit rund 426.121 Bienenvölkern  sicherten 
die Bestäubung der landwirtschaftlichen Nutzpflanzen und 
der Wildpflanzen in Österreich. Rund 30 % der gesamten 
menschlichen Nahrung stammen von bienenbestäubten Pflan-
zen. Ohne Bienen und anderen Insekten wäre unsere Auswahl 
an Lebensmitteln stark eingeschränkt.

Der Imkereisektor in Österreich ist kleinbetrieblich 
strukturiert. Die durchschnittliche Anzahl an Bienenvölkern 
pro Betrieb lag im Jahr 2020 bei rund 13 Bienenvölkern. Die 
meisten Imkereien gibt es in Oberösterreich,  Niederösterreich 
und der Steiermark. Die österreichischen Imkereibetriebe 
sind in orts-, landes-, und bundesweit tätigen Imkereiverbän-
den organisiert. Als Dachorganisation ist der Verein „Biene 
Österreich“ tätig.

1. Die landwirtschaftlichen Haupt- und  
   Kleinproduktionsgebiete Österreichs

Die Bundesanstalt für Agrarwirtschaft und Bergbauernfragen 
hat aufgrund der natürlichen und landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgegebenheiten Österreich in acht landwirtschaft-
liche Hauptproduktionsgebiete (HPG) untergliedert, die 
wiederum in insgesamt 87 Kleinproduktionsgebiete (KPG) 
zerfallen.

Die Hauptproduktionsgebiete sind:
• Das Alpenvorland (Gebiete in Vorarlberg, Salzburg, 

 Oberösterreich (OÖ) und Niederösterreich (NÖ)
• Die Voralpen (Gebiete in Vorarlberg, Salzburg, OÖ, der 

Steiermark, NÖ und Wien)
• Die Hochalpen (Gebiete in Vorarlberg, Tirol, Salzburg, 

der Hochsteiermark und im westlichen Teil Kärntens)
• Das Wald- und Mühlviertel (Gebiete in OÖ und NÖ)
• Das Nordöstliche Flach- und Hügelland (Gebiete in NÖ 

und im Burgenland)
• Der Alpenostrand (Gebiete in Kärnten, der Steiermark, 

NÖ und im Burgenland)
• Das Kärntner Becken (Gebiete in Kärnten)
• Das Südöstliche Flach- und Hügelland (Gebiete in der 

Steiermark und im Burgenland)

Die Landkarte der Statistik Austria stellt die landwirtschaft-
lichen Haupt- und Kleinproduktionsgebiete Österreichs in 
der Übersicht dar.
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3. Faktoreinkommen der Landwirtschaft 2020

Das reale landwirtschaftliche Faktoreinkommen stellt die Net-
towertschöpfung zu Faktorkosten dar. Diese ergibt sich aus 
dem Wert der landwirtschaftlichen Produktion zu Herstel-
lungspreisen abzüglich aller Vorleistungen, der Abschreibun-
gen und der sonstigen Produktionsabgaben. Sonsti ge Sub-
ventionen werden hinzugerechnet.

Das reale landwirtschaftliche Faktoreinkommen je 
 Arbeitskraft ist in Österreich 2020 um 1,5 % gestiegen, nach ei-
nem Rückgang um 6,3 % im Jahr zuvor. Zurückzuführen war das 
leichte Einkommensplus primär auf den fortgesetzten Rück-
gang des landwirtschaftlichen Arbeitseinsatzes (–2,2%). Das 
im landwirtschaftlichen Wirtschaftsbereich insgesamt erwirt-
schaftete Faktoreinkommen veränderte sich im Vorjahresver-
gleich nur geringfügig (nominell: +0,6%; real: –0,7%). Maßgeb-
lich für den Zuwachs des Faktoreinkommens gegenüber 2019 
war vor allem der Anstieg des Produktionswerts des landwirt-
schaftlichen Wirtschaftsbereichs.

Mit rund 7,2 Mrd. Euro lag der Gesamtproduktions-
wert der österreichischen Landwirtschaft voraussichtlich um 
2,6 % über dem Vorjahresniveau, vor allem dank des kräfti-
gen Zuwachses des Werts der pflanzlichen  Erzeugung (+5,7 %). 
So erhöhte sich der Produktionswert mehrerer pflanzlicher 
Produktgruppen, u.a. von Getreide, Obst und Futterpflan-
zen. Deutliche Einbußen gab es hingegen im Kartoffelbau. Der 
Wert der tierischen Produktion war infolge der deutlichen Ein-
bußen in der Rinderproduktion (–5,6 %) sowie gesunkener Er-
löse in der Schweinehaltung rückläufig (–2,3 %).

Die Aufwendungen der heimischen Landwirtschaft 
für Vorleistungen wurden auf rd. 4,6 Mrd. Euro geschätzt 
(+3,6 %) und die Abschreibungen für das Anlagevermögen 
auf rd. 1,9 Mrd. Euro (+3,4 %). Die für die Ermittlung des 
landwirtschaftlichen Einkommens zu berücksichtigenden öf-
fentlichen Gelder (laut LGR-Terminologie „Gütersubventionen“ 
und „sonstige Subventionen“) beliefen sich ersten vorläufigen 
Berechnungen zufolge auf rd. 1,5 Mrd. Euro (+3,4 %). 
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5. Land- und forstwirtschaftliche Betriebe 1951–2020

Im Jahr 2020 waren in Österreich laut Agrarstrukturerhebung 
(AS) rund 156.000 land- und forstwirtschaftliche Betriebe re-
gistriert – rund 3,9 % weniger als im Jahr 2013. Die landwirt-
schaftlich genutzte Fläche (LF) je Betrieb hat sich in den ver-
gangenen 60 Jahren verdoppelt, trotzdem ist die heimische 
Landwirtschaft nach wie vor klein strukturiert (AS 2016): 45,2 
ha je Betrieb Gesamtfläche, 19,8 ha LF je Betrieb und 19,3 ha 
Ackerbau je Betrieb.

Im Jahr 2016 bewirtschaften die Betriebe in Bezug auf 
das Bundesgebiet, 2,7 Mio. ha (–37 %) landwirtschaftlich ge-
nutzte Fläche (rund 1/3 des Bundesgebiets), 3,4 Mio. ha (47 %) 
Wald (rund die Hälfte des Bundesgebiets); 1,2 Mio. ha (16 %) 
entfallen auf andere Flächen. Gegenüber 1960 hat sich das 
Verhältnis umgedreht, damals waren noch 38 % der bewirt-
schafteten Fläche Forst und 49 % landwirtschaftlich genutzte 
Fläche. Grenzertragsböden wurden aufgeforstet oder verwal-
deten und Flächen in siedlungsnahen Gebieten wurden ver-
siegelt. 78 % der Betriebe liegen im benachteiligten Gebiet.

4. Produktionswert der Landwirtschaft 2020

Der Produktionswert fasst alle von landwirtschaftlichen Be-
trieben erzeugten Güter und erbrachten Dienstleistungen zu-
sammen. Im Jahr 2020 betrug der Produktionswert der Land-
wirtschaft rund 7,7 Mrd. Euro. 
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6.  Landwirtschaftsbetriebe nach Erwerbsarten 
1960–2016

Von den 162.018 land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
im Jahr 2016 sind 91 % Familienbetriebe, nur 5 % Personenge-
meinschaften und 4 % juristische Personen. Von den Betrieben 
in Besitz von natürlichen Personen werden 35 % im Voller-
werb bewirtschaftet. D.h. mehr als 50 % der Arbeitsleistung 
entfällt auf land- und forstwirtschaftliche Tätigkeiten. 55 % 
der Betriebe werden im Nebenerwerb bewirtschaftet.

Von den 245.000 Vollerwerbsbetrieben des Jahres 
1960 sind 2016 noch 57.000 Betriebe oder rund ein Viertel 
aktiv. Viele haben in diesem Zeitraum die Gelegenheit zu 
außerlandwirtschaftlichen Tätigkeiten genutzt und führen 
ihren Betrieb im Nebenerwerb weiter.

Gerade in Zeiten instabiler Agrarpreise und -märkte 
ist es für kleinstrukturierte Betriebe ein Vorteil, sich auf 
mehrere Standbeine zu stützen. Gezielte Diversifizierung, 
wie beispielsweise „Green Care“-Angebote auf Bauern-
höfen mit gesundheitsfördernden, pädagogischen oder 
sozialen Zielen, erhöht die Wettbewerbsfähigkeit und er-
möglicht eine zukunftsorientierte, krisenfeste Weiterent-
wicklung. Österreichs Bäuerinnen und Bauern übernehmen 
dabei eine Vorreiterrolle.

7. Geförderte Biobetriebe in Österreich 2005–2020

Ein erfreulicher Trend zeigt sich im biologischen Landbau: 
Sowohl die Zahl der Betriebe als auch die biologisch bewirt-
schafteten Flächen steigen stetig an. Somit wird schon fast 
ein Viertel der landwirtschaftlich genutzten Fläche biolo-
gisch bewirtschaftet. Österreich nimmt damit im europäi-
schen Umfeld den Spitzenplatz ein.

8.  Zahlungen für die Land- und Forstwirtschaft 
nach Maßnahmenjahr 2016–2020

Die Zahlungen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe sind 
wichtige Ertragsbestandteile und Leistungsabgeltungen. Sie 
sorgen für Stabilität und Planungssicherheit bei bäuerlichen 
Familienbetrieben und garantieren somit die Versorgung der 
Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen Lebensmitteln so-
wie die Erhaltung eines funktionsfähigen ländlichen Raumes. 

Das Budget setzt sich aus drei Bereichen zusammen: 
Marktordnungsausgaben, Ländliche Entwicklung und die 
sonstigen Maßnahmen. Im Jahr 2020 wurden insgesamt 
rund 2.252 Mio. Euro an Förderungen ausgezahlt. 
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9.  Zahlungen für die Land- und Forstwirtschaft – 
Ländliche Entwicklung 2016–2020

Die Finanzierung der Zahlungen für die Ländliche Entwick-
lung erfolgt aus EU-, Bundes- und Landesmitteln. Im Jahr 
2020 wurden fast 1.154 Mio. Euro, davon 583 Mio. EU-Mittel 
für rund 105.200 Betriebe und rund 2.200 sonstige Firmen, 
Institute oder Personen ausgeben. Die Ausgaben für die Länd-
liche Entwicklung entspricht rund der Hälfte des Agrarbud-
gets 2020. 

Davon entfielen insgesamt rd. 447 Mio. Euro (39 %) 
auf die Agrarumweltmaßnahmen (ÖPUL), 257 Mio. Euro (22 %) 
auf die Ausgleichszulage für naturbedingte Nachteile, 
165  Mio.  Euro (14 %) auf Unterstützung der Investitionen, 
102 Mio. Euro (9 %) auf Basisdienstleistungen und Dorferneue-
rung und 183 Mio. Euro (16 %) auf die übrigen Maßnahmen 
der LE 14–20, die technische Hilfe und das nationale 
Netzwerk. 

10. Landwirtschaftliche Erzeugung 2018–2020

Die Getreideernte (inkl. Körnermais) belief sich 2020 auf 
5,7 Mio. t und nahm gegenüber dem Vorjahr um 4,6 % zu. Haupt-
ursache war die lange Trockenperiode. Deshalb reagierten 
die durch den kalten, trockenen Winter ohnehin schon aus-
gedünnten Bestände mit verminderter Kornfüllung und ge-
ringeren Korngrößen.

Bei Hackfrüchten, wie Zuckerrüben und Erdäpfeln, 
kam es zu einer weiteren Flächenreduktion. Die Erdäpfel-
ernte stieg um 17,9 %. Die Zuckerrübenernte nahm um 6,4 % 
zu. Die Milchanlieferung an die Molkereien nahm 2020 um 
0,4 % leicht ab. Die Bruttoeigenerzeugung von Rindfleisch 
fiel um 4,8 % und die Bruttoeigenerzeugung von Schweine-
fleisch nahm mit 1,3 % zu.
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Österreichs bäuerliche Familienbetriebe behaupten 
sich im weltweiten Wettbewerb aber nicht durch Quantität, 
sondern höchste Qualität. Darum sind Regionalität und ver-
pflichtende Herkunftsangaben wichtige agrarpolitische 
Schwerpunkte.

Im Kampf gegen den Klimawandel und seine Folgen  
spielen angepasste Sorten, die auch bei zunehmenden Wet-
terextremen stabile und hochwertige Erträge ermöglichen, 
eine wichtige Rolle. Darum hat das BMLRT gemeinsam mit 
Saatgut Austria das Forschungsprojekt „Klimafit“ gestartet. 

11. Anbau auf dem Ackerland 1960–2020

Im Jahr 2020 gab es in Österreich 1,32 Mio. ha Ackerland. 
Gegenüber dem Jahr 1960 ist die Ackerfläche um 17 % zu-
rückgegangen. Der Anteil des Brotgetreides ist in etwa 
gleichgeblieben. Der Anbau der Hackfrüchte wurde reduziert, 
während der Anbau von Öl- und Eiweißfrüchten und die Bra-
cheflächen stark zugenommen haben.

Der verstärkte Anbau von Eiweißpflanzen trägt viel 
dazu bei, dass Europa unabhängiger von Sojaimporten wird. 
Regionaler Anbau spart Ressourcen, verkürzt die Transport-
wege und verbessert die Bodenfruchtbarkeit. Österreich 
übernimmt dabei eine Vorreiterrolle: In den vergangenen 
Jahren konnte der Sojaanbau in Österreich verdoppelt werden.

12.  Wein-, Obst- und Gemüseproduktion 2018–2020

Im Jahr 2020 wurden laut Statistik Austria 2,4 Mio. hl Wein 
produziert. Die Erntemenge lag damit 2020 um 3,2 % über 
der des Vorjahres und um 2 % über dem Durchschnitt der 
vergangenen fünf Jahre. Weißwein erzielte 2020 gegenüber 
dem Vorjahr einen Zuwachs von 1,4 % (+3 % im Vergleich 
zum Fünfjahresschnitt). Bei Rotwein stieg die Menge gegen-
über dem Jahr 2019 sogar um 7,4 %.

Der Grüne Veltliner ist mit fast 50 % der Weißwein-
fläche die häufigste Weißweinsorte. Weitere wichtige Sorten 
sind die Gruppe der Weißburgundervarianten (11 %), Welsch-
riesling (11 %), Rheinriesling (7 %) und Müller-Thurgau (6 %). 
Ein Drittel der Weinbaufläche ist mit Rotwein bestockt. Die 
drei wichtigsten Sorten Zweigelt (42 %), Blaufränkisch (19 %) 
und Blauer Portugieser (8 %) machen 70 % der Rotweinfläche 
aus. Im langjährigen Vergleich mit dem Jahr 1980 zeigt sich, 
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Das BMLRT setzt zahlreiche Maßnahmen, um die 
Produktion und den Selbstversorgungsgrad zu steigern. 
Auch international setzt sich Österreich vehement für die 
nachhaltige Fischerei und ökologische Fangquoten ein.

13. Speisefischproduktion 2018–2019

Im Kalenderjahr 2019 waren knapp 500 Unternehmen in 
der Aquakultur tätig. Österreichweit wurden rund 4.250  t 
Speisefisch erzeugt. Dies entspricht einem Anstieg von  
knapp 4,1 %. Im Speisefischsektor konnten 2019 bei  nahezu  
allen erhobenen Fischarten Produktionssteigerungen ver-
zeichnet werden. Die heimische nachhaltige Fischwirtschaft 
und Qualitätsproduktion wird im Rahmen der Aquakultur 
2020-Strategie des Landwirtschaftsministeriums gefördert.

dass besonders Sauvignon Blanc und Muskateller bei Weiß-
wein und Zweigelt beim Rotwein in der Bedeutung gestie-
gen sind während Grüner Veltliner, Müller-Thurgau und Wel-
schriesling beim Weißwein und Blauer Portugieser beim 
Rotwein verloren haben.

Die Obsternte fiel 2020 mit 192.700 t (–14,4 %) gegen-
über dem Vorjahr (225.200 t) geringer aus. Die Kernobsternte-
menge fiel auf 168.300 t (–11,7 %) und die Steinobsternte-
menge auf 18.700  t (–64,2 %), die Beerenobsterntemenge 
blieb mit 18.700 t (0,1 %) annähernd gleich.

Die Gemüseernte fiel 2020 mit einer Erntemenge von 
583.100 t (–4,6 %) gegenüber dem Vorjahr (611.500 t) geringer 
aus. Es nahm auch die Gemüseanbaufläche von 18.000 ha im 
Jahr 2019 auf 16.600 ha (–4,6 %) im Jahr 2020 ab.

14. Viehwirtschaft 2018–2020

Zum Stichtag 1. Dezember 2020 wurden  österreichweit 1,86 Mio. 
Rinder gehalten. Im Vergleich zum Vorjahr entsprach dies ei-
nem Rückgang um 1,3 %, die Anzahl an Milchkühe stieg so-
gar leicht um 0,1 % auf 525.000 Stück. Die Gesamtzahl der 
Schweine stieg leicht um 1,2 % auf 2,81 Mio. Im Vergleich zum 
Vorjahr wurden sowohl bei Ferkeln und Jungschweinen (+2,3 % 
auf 1,40 Mio.) als auch bei Mastschweinen (+0,5 % auf 1,17 Mio.) 
Bestandszunahmen verzeichnet. Die Anzahl an Zuchtschweinen 
(–1,5 % auf 231.000 Tiere) nahm hingegen leicht ab.
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15.  Rinderbestand – Tiere und Tierhalter nach 
 Bundesländern

Die meisten Rinder wurden 2020 in Oberösterreich gehalten, 
gefolgt von Niederösterreich und der Steiermark. Genauso 
verhält es sich bei den Milchkühen. Der  durchschnittliche 
österreichische Milchviehbetrieb hält 19 Milchkühe. Die 
kleinsten Milchviehbetriebe mit 12 Milchkühen findet man 
in Tirol, die größten im Burgenland mit 34 Milchkühen je 
Betrieb.

Im Jahresvergleich sank die Anzahl der rinderhal-
tenden  Betriebe auf 55.000 und der schweinehaltenden Be-
triebe auf 21.000. Die durchschnittliche Bestandsdichte hielt 
sich bei 34 Rindern, 133 Schweinen, 25 Schafen oder 9 Zie-
gen je Betrieb. 

Wiesen, Weiden und Almen in den Berggebieten 
sind die Futtergrundlage für die Viehwirtschaft. Diese 
flächen deckende Bewirtschaftung verdient starken Rück-
halt – sie schützt Lebensraum und erhält die Kulturland-
schaft. Das gepflegte Landschaftsbild ist eine Grundlage 
für  Erholungssuchende und den Tourismus.

16. Erzeugung von Milchprodukten 1990–2020 

Die extremen Wetterbedingungen im Jahr 2018 haben auch 
den Milchsektor nicht verschont und führten dazu, dass die 
Milchanlieferungen in der EU im August erstmals rückläufig wa-
ren. Aufgrund der ausgeprägten Dürre wurde ein nationa-
les Maßnahmenpaket ausgearbeitet, das unter anderem die 
 Förderung von Versicherungsprämien für Schäden durch Tier-
seuchen und Tierkrankheiten ab 2019 miteinschloss.

Die Lage am Milchmarkt hat sich mittlerweile stabi-
li siert – ab Mitte 2018 konnte bei den Erzeugerpreisen so-
wohl auf nationaler als auch auf EU-Ebene eine Trendwende 
erreicht werden. Der Abverkauf von rund 170.000 Tonnen 
Magermilchpulver aus Lagerbeständen (Marktintervention) 
wirkte sich ebenfalls positiv aus.

Die Trinkmilchproduktion in Österreich belief sich im 
Jahr 2020 auf 753.300 Tonnen. Das ist eine Steigerung um 
190.000 Tonnen seit 1990. Die Butterproduktion hat sich 
seit dem Tiefstand von 30.500 Tonnen im Jahr 2005 wieder 
auf 38.400 Tonnen erhöht. Dabei haben weniger Kühe mehr 
Milch produziert, die durchschnittliche Jahresmilchleistung 
je Tier stieg um 1,5 % auf 7.300 Kilogramm. Schafe und Zie-
gen produzierten weniger Milch.

Das BMLRT setzt sich dafür ein, die Stellung der 
Milchbäuerinnen und Milchbauern in der Wertschöpfungs-
kette zu stärken – zum Beispiel durch die Forcierung von 
Gütesiegeln und Herkunftsangaben. Das Vorzeigeprojekt 



49LandwirtschaftLandwirtschaft48

17.  Lebensmittel – Geschützte geografische Angaben 
und garantiert österreichische  Spezialität 

Der Herkunfts- und Spezialitätenschutz für  Lebensmittel ist für 
Produzentinnen und Produzenten ebenso wichtig wie für Ver-
braucherinnen und Verbraucher. Immer mehr Menschen wollen 
wissen, woher das Essen auf ihren Tellern kommt und wie es 
erzeugt wird – umso wichtiger sind klare Orientierungshilfen 
beim Einkauf. Die EU hat entsprechende Regelungen geschaf-
fen: Mit Stand Juni 2021 sind 16 österreichische Produkte durch 

„Ursprungsbezeichnung“ oder „geografische Angabe“ und 3 
Produkte als „garantiert traditionelle Spezialität“ geschützt. 

Parallel dazu hat die Weltorganisation für geistiges 
 Eigentum ein System zum Schutz von traditionellem Wissen 
erarbeitet, das auch ein Register für traditionelle Produkte 
vorsieht. Das „Register der Traditionellen Lebensmittel“ hat 
das Ziel, das traditionelle Wissen um das kulinarische Erbe 
Österreichs zu erheben, öffentlich zu machen und zu bewah-
ren. Es enthält Produkte und Speisen, die seit mindestens 
3 Generationen oder 75 Jahren mit traditionellem Wissen 
in Österreich kultiviert oder verarbeitet werden. Weiterfüh-
rende Informationen sind abrufbar unter 
www.traditionelle-lebensmittel.at. 

Heumilch hat sich auch wirtschaftlich bewährt – gerade in 
Zeiten der Milchkrise. Mit der Schaf- und Ziegen-Heumilch 
wurden 2019 zwei weitere heimischen Spezialitäten geschützt. 

18.  Versorgungsbilanz wichtiger pflanzlicher 
 Produkte 2019/20

Mit Brotgetreide, Erdäpfeln, Hülsenfrüchten, Äpfeln, Zwiebeln, 
Wein und Bier kann sich Österreich im langjährigen Durch-
schnitt selbstversorgen. Doch viele Obst- und Gemüse arten 
können in Österreich gar nicht, oder zumindest nicht in aus-
reichenden Mengen, produziert werden. Darum ist es notwen-
dig, die heimische Ernte durch Importe zu ergänzen.

Bei Obst weist Österreich einen  Selbstversorgungsgrad 
von 45 % auf, bei Gemüse sind es 55 %. Gemessen am Pro-Kopf- 
Verbrauch sind Äpfel das beliebteste Obst, gefolgt von Bana nen 
und Orangen. Zunehmend unberechenbare Witterungs bedin-
gun gen stellen die Landwirtschaft vor große Herausforderungen. 
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19.  Versorgungsbilanz wichtiger tierischer  
Produkte 2020

Pro Kopf und Jahr werden in Österreich 61 kg Fleisch verzehrt. 
Bei Rindfleisch und Innereien beträgt der Selbstversorgungs-
grad weit mehr als 100 %. Auch Schweinefleisch liegt leicht 
darüber, während 23 % des in Öster reich benötigten Geflü-
gelfleisches importiert werden muss. 
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21.  Entwicklung Verbraucher- und  Erzeugerpreis e 
Milch 2005–2020

Die Tabelle zeigt die Entwicklung der Milchpreise auf Ebene 
der Landwirtschaft sowie der Konsumentinnen und Konsu-
menten seit dem Jahr 2005. Nach der Milchkrise in den 
Jahren 2014 bis 2016 hat sich der Erzeugermilchpreis wieder 
einigermaßen erholt. Er lag zum Jahresende 2020 um 28,7 % 
über dem Niveau von 2005, während die Verbraucherpreise 
der Molkereiprodukte in Summe um 39,7 % über dem Preis-
niveau von 2005 liegen.

22.  Agrar-Erzeuger-Preis-Indizes der land- und 
forstwirtschaftlichen Produkte 1995–2020

Gegenüber dem Jahr 1995 sind die vorläufigen Erzeuger-
preise im Jahr 2020, die die Bäuerinnen und Bauern für ihre 
landwirtschaftlichen Produkte erhielten, um 25 % gestiegen.

Angesichts der Folgen des Klimawandels,  rasanter 
technologischer Entwicklungen und der instabilen internat  io-
nalen Märkte stehen die landwirtschaftlichen Betriebe vor 
großen Herausforderungen. Die Preise für Betriebsmittel 

20.  Entwicklung Verbraucher- und Erzeugerpreise 
Fleisch 2005–2020

Die Tabelle zeigt die Entwicklung der Tierpreise auf Ebene 
der Landwirtschaft sowie der Fleischpreise der Konsumen-
tinnen und Konsumenten seit dem Jahr 2005. Der Erzeu-
gerpreis, also das, was die Bäuerinnen und Bauern für ihre 
Tiere bekommen, schwankt im Zeitablauf stark. Die Ab-
wärtsbewegungen auf Erzeugerpreisebene wurden nur in 
geringe rem Ausmaß an die Konsumentinnen und Konsumen-
ten weitergegeben.

Landwirtschaftliche Betriebe, verarbeitende  Betriebe 
und der Handel auf allen Stufen sowie Verbraucherinnen und 
Verbraucher sind alle Teil der  Lebensmittelversorgungskette. 
Dabei ist es für kleinere Glieder dieser Kette wahrscheinli-
cher, dass sie Opfer von unlauteren Geschäftspraktiken 
werden. Bäuerinnen und Bauern sind besonders davon be-
troffen. Unter österreichischem Ratsvorsitz wurde 2018 
eine neue EU-Richtlinie ausverhandelt, durch die landwirt-
schaftliche Erzeuger von „unfairen Geschäftspraktiken“ 
besser geschützt werden sollen. Einige konkrete Maßnahmen, 
um bäuerliche Familienbetriebe zu stärken, wurden bereits 
gesetzt. Das Landwirtschaftsministerium präsentierte einen 
Fairnesskatalog für Unternehmen und ein anonymes Online-
tool der Bundeswettbewerbsbehörde für Beschwerden. 
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23.  Monatliche Ausgaben für frische Lebensmittel 
und Fertiggerichte 2020

Ein österreichischer Haushalt gab im Jahr 2020 monatlich in 
Summe 169,40 Euro für Frischeprodukte aus. Gegenüber dem 
Vorjahr kam es bei den Ausgaben für frische Lebensmittel 
und Fertigprodukte pro österreichischem Haushalt zu einer 
Wertsteigerung von 12,6 %. Der größte monatliche Betrag ent-
fiel auf Wurst und Schinken.

Die vergangenen Jahre haben jedoch auch gezeigt: 
Immer mehr Konsumentinnen und Konsumenten achten 
 bewusst auf die Qualität und Herkunft von Lebensmitteln. 
Dieser positive Trend unterstreicht, dass die harte Arbeit der 
bäuerlichen Familienbetriebe in der gesamten Bevölkerung 
anerkannt und hochgeschätzt wird.

und Investitionsgüter, die für die Bewirtschaftung eingekauft 
wurden, sind im selben Zeitraum mehr als doppelt so stark 
(+58 %) gestiegen.

Darum setzt das Landwirtschaftsministerium mit 
gezielten Förderungen und einem stabilen, agrarpolitischen 
Rahmen Maßnahmen, die den Fortbestand der ökosozialen 
und kleinstrukturierten Landwirtschaft sicherstellen. Eine 
zentrale Herausforderung liegt zukünftig darin, den klein- und 
mittelgroßen landwirtschaftlichen Betrieben die Chancen zur 
Nutzung der fortschreitenden Digitalisierung zu eröffnen.

Für die nachhaltige Entwicklung des ländlichen Raums 
ist es aber auch wichtig, Landwirtschaft, Verarbeitung, Ver-
marktung und Konsum noch näher zusammenzuführen. Bäu-
erliche Direktvermarktung übernimmt dabei eine Vorreiter-
rolle: Sie bildet eine direkte Schnittstelle zwischen Produktion 
und Kundschaft. Darum unterstützt das Landwirtschaftsmi-
nisterium die Direktvermarktung mit bewusstseinsbildenden 
Maßnahmen und Mitteln aus dem Programm für Ländliche 
Entwicklung.

24.  Außenhandel mit agrarischen Produkten und 
Lebensmitteln 1995 und 2020

Im Jahr 2020 sind die Agrarexporte Österreichs um 458 Mio. Euro 
gestiegen, dies entspricht einer Steigerung um 3,7 % gegen-
über 2019. Trotz der deutlichen Zunahme der Exporte im Jahr 
2020 wurde ein agrarisches Handelsdefizit von 14,7 Mio. Euro 
erzielt. Getränke, Milch- und Molkereiprodukte sowie Fleisch 
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25. Entwicklung der Weinexporte 1988–2020

Gemessen am Verhältnis zwischen dem Verbrauch und der 
heimischen Produktion besteht jährlich ein Überschuss an 
Weißwein und ein Mangel an Rotwein. Da der österreichi-
sche Gesamtkonsum der durchschnittlichen Produktions-
menge entspricht, stehen Importe und Exporte auch in engem 
Zusammenhang mit der heimischen Produktionsmenge.

Vor allem die niedrigen Ernten 2010, 2012 und 2016 
führten zu einem sprunghaften Anstieg der Importe und zu 
Verlusten bei den Exporten (in erster Linie im untersten 
Preissegment). Bemerkenswert ist trotz des Rückgangs der 
exportierten Menge in den vergangenen Jahren der stetige 
Anstieg des Exportwertes, der in erster Linie auf hohe Qualität 
und innovative Vermarktung zurückzuführen ist. So konnte im 
vergangenen Jahr sowohl der Exportwert um 4,3 Mio. Euro bzw. 
+2,2 % als auch die Exportmenge um 5,5 Mio. Liter bzw. +8,6 % 
gesteigert werden. 

und Fleischwaren konnten sich seit dem EU-Beitritt beson-
ders gut entwickeln und zählen zu den wichtigsten 
Exportprodukten.

Der größte Exportüberschuss wurde 2020 bei den Ge-
tränken erzielt, gefolgt von Milchprodukten, Eiern und Ho-
nig. Bei Obst und Gemüse ist der größte Importüberschuss 
gegeben, da aus klimatischen Gründen nicht alle beliebten 
Obst- und Gemüsearten im Inland erzeugt werden können. 
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27. Entwicklung Agrarexporte und Handelsbilanz 
1995–2020

Die Agrarexporte Österreichs haben sich seit 1995 versechs-
facht. Obwohl die Exporte landwirtschaftlicher Güter und 
Lebensmittel im Jahr 2020 stärker gestiegen sind als die Im-
porte, ergibt sich für 2020 wiederum ein leichtes Handels-
defizit von 14,7 Mio. Euro in der agrarischen Handelsbilanz. 
Dies unterstreicht, dass die konsequente, jahrelange Quali-
tätsstrategie im heimischen Agrarsektor Früchte trägt.

Die gezielte Spezialisierung auf hochwertige Nischen-
produkte, verbindliche Herkunftskennzeichnungen und der 
allgemeine Trend zu regionalen Produkten unterstützen diese 
positive Entwicklung. 

Deutschland, Italien und Ungarn erhöht, aber auch Ausfuhren 
in Drittstaaten außerhalb der EU, wie in die USA oder in die 
Schweiz, stiegen überdurchschnittlich an.

26.  Die wichtigsten Exportdestinationen österr. 
Agrargüter und Lebensmittel 2019 und 2020

Drei Viertel der Exporte österreichischer Agrargüter und Le-
bensmittel gehen in die anderen Mitgliedsstaaten der EU. Die 
wichtigste Exportdestination Im Jahr 2020 war Deutschland, 
gefolgt von Italien, den USA und der Schweiz. Seit dem EU-
Beitritt haben sich besonders die Verbringungen nach 
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28.  Landwirtschaftliches Faktoreinkommen 
2019/20 je Arbeitskraft

Das landwirtschaftliche Faktoreinkommen stellt die Renta-
bilität des Agrarsektors dar. Es misst die Vergütung aller 
Produktionsfaktoren: Land, Kapital sowie Arbeit und betrug 
in der EU-28 im Jahr 2020 167,3 Mrd. Euro. Das reale Faktor-
einkommen je Jahresarbeitseinheit liegt 2020 in der EU-28 

um 23,1 % über dem Niveau von 2010 und ist 2020 gegen-
über dem Vorjahr um 1,5 % gefallen.

29.  Land- und forstwirtschaftliche Schulen und 
Hochschule

Die höheren Schulen des BMLRT bieten moderne, praxis na he 
Ausbildungsmöglichkeiten in ganz Österreich – von den ver-
schiedenen Bereichen der Land- und Forstwirtschaft über 
Ernährung bis zum Umwelt- und Ressourcenmanagement. 
Mehr dazu unter www.bmlrt.gv.at/schulen.
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30. Agrarstruktur in der Europäischen Union 2016

Nach Ergebnissen der Agrarstrukturerhebung (AS) gab es in 
der EU-28 im Jahr 2016 10,5 Mio. landwirtschaftliche  Betriebe, 
das sind um 24 % weniger als 2007. Diese bewirtschafteten 
173 Mio. ha landwirtschaftliche Nutzfläche, dies entspricht 
16,6 ha je Betrieb. Die landwirtschaftlichen Betriebe in Öster-
reich sind zu 86 % Familienbetriebe und kleinstrukturiert. Es 
werden nur 18 % der landwirtschaftlichen Flächen von Be-
trieben mit mehr als 100 ha bewirtschaftet. 57 % werden von 
Betrieben mit 20 bis 100 ha bewirtschaftet.
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31. Biobetriebe in der Europäischen Union 2019

Immer mehr Konsumentinnen und Konsumenten setzen 
 bewusst auf Bio-Produkte: Bio steht nicht mehr für eine 
 Nische, sondern ist bei der gesamten Bevölkerung angekom-
men. Die biologische Landwirtschaft spielt in Österreich 
eine wichtige ökologische, ökonomische und auch soziale 
Rolle. Jeder vierte Hektar wird biologisch bewirtschaftet und 
jedes zehnte Lebensmittel im Einkaufskorb ist bereits „bio“.

Das Angebot wächst ebenso wie die Nachfrage: Bio-
Erzeugnisse werden nicht nur im Lebensmitteleinzelhandel, 
sondern auch immer öfter in Gasthöfen, online oder direkt 
am Bauernhof verkauft. 

Der Anstieg der Bio-Fläche in der EU-28 zwischen 
2015 und 2019 betrug 28 %. Im selben Zeitraum haben sich 
die Bio-Einzelhandels umsätze fast verdoppelt. Österreich ist 
2019 vor Estland, Schweden und Italien weiterhin das EU-
Land mit dem höchsten Anteil an biologisch bewirtschafteter 
landwirtschaftlicher Nutzfläche. 
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Waldland Österreich
Der heimische Wald schützt und nützt. Er ist ein vielseitiges 
Multitalent und ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Der Wald 
stellt den nachwachsenden Rohstoff Holz zur Verfügung 
und sichert Arbeitsplätze, darunter zahlreiche „Green Jobs“. 
Davon profitieren sowohl ländliche Regionen als auch 
urba ne Zentren. Wälder liefern mit dem klimafreundlichen 
Rohstoff Holz unter anderem auch die Energie der Zukunft 
und tragen damit maßgeblich zum Klimaschutz sowie zur 
Energiewende bei. Ohne intakte Schutzwälder wären zu-
sätzlich sehr hohe Investitionen in technische Verbauungen nö-
tig. Darüber hinaus ist der Wald der beste Trinkwasserauf-
bereiter und Trinkwasserspeicher. Umso wichtiger ist seine 
nachhaltige Bewirtschaftung.

Das Aktionsprogramm „Wald schützt uns!“ dient dazu, 
die Schutzfunktionen der Wälder auch weiterhin sicherzu-
stellen und auszubauen. Sie schützen Infrastruktur und Le-
bensräume. Nur durch intakte Schutzwälder ist die Besie-
delung vieler Regionen Österreichs erst ermöglicht. Durch 
gezielte Forschung und Ausbildung soll zudem die Wissens-
basis für notwendige Anpassungen im Schutzwald erweitert 
werden.

Mit dem Waldfonds wurde im Jahr 2020 eines der 
größten Maßnahmenpakete für die heimischen Wälder 
 beschlossen. 350 Mio. Euro für 10 Maßnahmen, von denen 
Waldbewirtschafterinnen und Waldbewirtschafter, die ge-
samte Wertschöpfungskette Forst-Holz-Papier, das Klima und 
die Allgemeinheit profitieren. Ziele sind ein gesunder und 
klimafitter Wald und langfristig erhaltene Waldleistungen.

1. Holz in Österreich

Der Holzvorrat im österreichischen Wald beträgt mehr als 
1,17 Mrd. Vorratsfestmeter. Da mehr Holz nachwächst als ge-
nutzt wird, birgt der nachhaltige Rohstoff großes Potenzial 
als Baustoff, Energieträger und für den Einsatz im Bereich 
der Bioökonomie. Aktuell werden nur 88 % des  Zuwachses 
genutzt. Dies bedeutet, dass der Holzvorrat zunimmt und 
immer mehr Holz in Österreichs Wäldern steht.

Vor allem im Hinblick auf den Klimawandel ist es sinn-
voll, mehr Holz zu nutzen. Wenn Holz als Baustoff genutzt 
wird, können andere Baustoffe, deren Herstellung sehr ener-
gieintensiv ist und somit große Mengen CO2 pro duziert (z.B. 
Stahl und Beton), substituiert werden. Das während des 
Wachstums aufgenommene und im Holz gespeicherte CO2 
wird langfristig dem Kreislauf entzogen.
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2. Maßnahmen des Waldfonds

Das BMLRT stellt sicher, dass der Wald und seine Leistungen 
langfristig erhalten bleiben. Im Jahr 2020 wurde daher die 
Einrichtung des „Waldfonds“ beschlossen. Der Waldfonds 
umfasst ein Investitionsvolumen in der Höhe von 350 Mio. Euro 
und ist eines der größten Maßnahmenpakete der letzten 
Jahre für die heimischen Wälder. Die Maßnahmen des Wald-
fonds zielen auf die Entwicklung klimafitter Wälder, die För-
derung der Biodiversität im Wald und auf eine verstärkte Ver-
wendung des Rohstoffes Holz als aktiver Beitrag zum 
Klimaschutz ab.

Im Rahmen des Waldfonds wird Waldbesitzerinnen 
und Waldbesitzer eine Entschädigung für den durch Borken-
käfer verursachten Wertverlust gewährt. Um den weiteren 
Befall österreichischer Wälder durch Borkenkäfer zu reduzie-
ren, werden Wiederaufforstungen, Pflegemaßnahmen, die 
Errichtung von Nass- und Trockenlagern für Schadholz sowie 
die mechanische Entrindung als Forstschutzmaßnahme ge-
fördert. Der Waldfonds umfasst zudem Maßnahmen zur Wald-
brandprävention und Forschungsmaßnahmen zum Thema 

„Holzgas und Biotreibstoffe“. Ausführliche Informationen zum 
Waldfonds mit Förder infos gibt es unter www.waldfonds.at 



71ForstwirtschaftForstwirtschaft70

3. Leitfunktionen des österreichischen Waldes

Grundsätzlich erfüllen Wälder zumeist mehrere Funktionen 
gleichzeitig. Unter der Leitfunktion eines Waldes wird jene 
Funktion verstanden, die im vorrangigen öffentlichen Inter-
esse steht. Im österreichischen Wald fallen mehr als 60 % 
auf die Nutzfunktion. Auch Nutzwälder tragen zur Wohl-
fahrtsfunktion und Erholungsfunktion bei. 

Es gibt rund 1,25 Mio. ha Schutzwald in Österreich. 
Das entspricht rund 28,43 % der Waldfläche und damit der 
Größe des Dauersiedlungsraums (29 %) in Österreich. Die Wohl-
fahrtsfunktion (7,31 %) beschreibt den positiven Beitrag des 
Waldes zum Klimaschutz sowie zur Reinigung der Luft und des 
Wassers. Das öffentliche Interesse an den Funktionen des 
Waldes wird im Waldentwicklungsplan dargestellt. Weiter füh-
rende Informationen und die digitale Karte stehen  unter 
www.waldentwicklungsplan.at und www.schutzwald.at bereit.

4. Waldflächenverteilung in den Bundesländern

Österreich ist ein Wald- und Holzland: Fast die Hälfte der 
Staatsfläche (47,9 %) ist von Wald bedeckt – deutlich mehr 
als im europäischen Durchschnitt (39,6 %). In den heimischen 
Wäldern sind rund 985 Mio. Tonnen Kohlenstoff gebunden.

6. Baumartenverteilung in Österreich

Die Fichte ist die wichtigste Baumart in Österreich (49,2 % 
Flächenanteil), gefolgt von der Buche (10,2 %). Fichtenholz 
ist der Allrounder unter den Holzarten und beispielsweise im 
konstruktiven Holzbau im Einsatz. Buchen werden bevorzugt 
für den Innenausbau und als Rohstoff in der Faserproduktion 
verwendet.

Der Nadelholzanteil (61,4 %) in Österreich nimmt ab, 
während der Laubholzanteil (24,5 %) steigt. Durch den 
Klima wandel verändert sich die Verbreitung der Baumarten. 
Neue Baumarten besiedeln als Neophyten Österreich.

5. Waldflächen und Holzvorrat der Bundesländer

Über die größte Waldfläche und den größten Holzvorrat ver-
fügt mit rund 1 Mio. ha die Steiermark – das „grüne Herz 
 Österreichs“. Das urbane Wien ist bei der Versorgung mit 
dem nachhaltigen Rohstoff Holz weitgehend auf die anderen 
Bundesländer angewiesen.
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7.  Forstbetriebe – Betriebsarten und  
Besitzverhältnisse

Die Gesamtwaldfläche in Österreich beträgt mehr als 
4 Mio. ha, davon sind 3,3 Mio. ha Ertragswald. Mehr als die 
Hälfte ist Kleinwald unter 200 ha Größe. 1,2 Mio. ha entfal-
len auf Betriebe über 200 ha und rund 600.000 ha bewirt-
schaftet die Österreichische Bundesforste AG.

Die Bundesforste wurden 1997 aus dem Bundesbud-
get ausgelagert und als Österreichische Bundesforste AG 
gegründet. Alleinaktionär ist die Republik Österreich. Recht-
liche Grundlage für die Tätigkeit der Österreichischen Bun-
desforste ist das Bundesforstegesetz von 1996. Es regelt 
den Umgang mit den Flächen der Bundesforste (z.B. kein 
Verkauf von strategisch wichtigen Flächen wie Gletscher 
oder Nationalparkflächen), legt Auflagen für Natur- und Um-
weltschutz fest (z.B. Erhalt von Trink- und Wasserreserven, 
Erhaltung des Waldes als Schutzgebiet und Erholungsraum) 
und verpflichtet gleichzeitig zu einer nachhaltigen, gewinn-
bringenden Bewirtschaftung der Wälder.

8. Naturwaldreservate in Österreich

Österreich hat sich mit der Unterzeichnung der Resolutionen 
der Ministerkonferenz zum Schutz der Wälder in Europa 
1993 in Helsinki verpflichtet, ein Netzwerk von Naturwaldre-
servaten (NWR) zu errichten. NWR sind Waldflächen, die für 
die natürliche Entwicklung des Ökosystems Wald bestimmt 
sind. Die forstwirtschaftliche Nutzung, Totholzaufarbeitung 
oder die Einbringung von Waldbäumen ist nicht gestattet. Mit 
zunehmender Dauer der Nichtbewirtschaftung nähern sie sich 
wieder dem ursprünglichen Urwald.

NWR sind ein Beitrag zur biologischen Diversität. In 
Österreich kommen ca. 118 Waldgesellschaften in 22 forstli-
chen Wuchsgebieten vor. Jede Waldgesellschaft soll durch 
mindestens ein Reservat erfasst werden. Mit der Auswahl und 
wissenschaftlichen Betreuung der Waldflächen ist das Bun-
desforschungs- und Ausbildungszentrum für Wald, Naturge-
fahren und Landschaft betraut. Die administrativ-rechtliche 
Abwicklung erfolgt durch das BMLRT.

Beginnend ab 1995 gibt es derzeit 192 NWR mit einer 
Gesamtfläche von 8.355 Hektar. Der größte Teil der bisher 
eingerichteten NWR liegt in verschiedenen Ausbildungen des 
Fichten-Tannen-Buchen-Waldes. Dieser Reservattyp ent-
spricht in der Regel den Schutzwaldbeständen der Nördli-
chen und Südlichen Kalkalpen. Auch die subalpinen Fichten-
Wälder und Kiefern-Dauergesellschaften sind stark vertreten. 
NWR eignen sich für langfristige waldökologische Grundla-
genforschung. Ziel der Forschung ist die Weiterentwicklung 
eines ökologisch orientierten, naturnahen Waldbaus.
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9. Waldflächen und Besitzverhältnisse 2019

Mehr als 81 % des österreichischen Waldes befindet sich in 
Privatbesitz. Knapp 19 % befinden sich im Eigentum der öf-
fentlichen Hand, wie zum Beispiel der Österreichischen Bun-
desforste AG. In Österreich überwiegt der Anteil des soge-
nannten Kleinwaldes, das sind private Wälder mit einer Fläche 
unter 200 ha. Diese Struktur ist im internationalen Vergleich 
eher selten zu finden. In vielen Ländern, vor allem in Osteuropa, 
liegt der Anteil des Staatswaldes über dem des Privatwaldes.

Wald wird von Familien oft seit vielen Generationen 
bewirtschaftet. Es gibt aber auch immer mehr sogenannte 

„neue“ oder „hof-ferne“ Waldbesitzerinnen und Waldbesitzer, 
welche Wald z.B. erben, ihn aber nicht mehr selbst bewirt-
schaften. Oft fehlt es an Erfahrung und Wissen über den 
Wald. Auf der Website www.klimafitterwald.at finden sich 
ausführliche Informationen und nützliche Hinweise zur Be-
wirtschaftung. Dieses Angebot ist für neue Eigentümerinnen 
und Eigentümer besonders empfehlenswert. Es können auch 
konkrete Fragen gestellt werden, die von Expertinnen und 
Experten des Bundesforschungs- und Ausbildungszentrums 
für Wald, Naturgefahren und Landschaft (BFW) beantwortet 
werden. Durch Kooperationen und Zusammenschlüsse, wie 
beispielsweise Waldwirtschaftsgemeinschaften und Wald-
verbände, werden oftmals gemeinsame Vermarktung und Be-
wirtschaftung organisiert.
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10. Betriebsgrößengruppe nach der Eigenwaldfläche

Die Grafik zeigt die Forstbetriebe nach Größe der Waldflä-
che. Die Größenklasse unter 5 ha macht den größten Anteil 
mit 45 % aus, gefolgt von Betrieben mit einer Waldfläche von 
5 bis unter 10 ha, welche 24 % einnehmen. Die Größenklasse 
200 ha und mehr beläuft sich hingegen nur auf 1 %.

Daraus ist ersichtlich, dass es sehr viele kleine Forst-
betriebe gibt. Knapp 70 % der Betriebe besitzen weniger als 
10 ha. Es ist vorteilhaft für Betriebe, wenn Tätigkeiten gemein-
schaftlich organisiert werden, um Synergieeffekte zu nutzen.

11. Holzeinschlag 2018–2020 

Im Jahr 2020 belief sich der Holzeinschlag im österreichischen 
Wald auf insgesamt 16,79  Mio. Erntefestmeter ohne Rinde. 
Vom Gesamteinschlag im Jahr 2020 entfielen 7,66 Mio. Fest-
meter (fm) auf Sägeholz > 20cm (45,60 %) und 0,85 Mio. fm 
auf Sägeschwachholz (5,05  %). Diese Sortimente werden 
hauptsäch lich in Sägewerken weiterverarbeitet. Die 
2,96 Mio. fm Industrieholz (17,62 %) finden u.a. in der Platten- 
und Papierindustrie Verwertung. 5,33 Mio. fm Rohholz wer-
den einer energetischen Nutzung zugeführt (31,73 %). Mit ins-
gesamt 8,91 Mio. fm – einem Anteil von 53,07 % – fiel um 
24,07 % weniger Schadholz als im Vorjahr an. Die Hauptschad-
faktoren 2020 waren Borkenkäfer mit 3,33 Mio. fm (37,35 % 
des Schadholzanfalles) und Stürme mit 3,11 Mio. fm (34,87 % 
des Schadholzanfalles).

12.  Holzeinschlag – Rohholz nach stofflicher und 
energetischer Nutzung 2013–2020

Im Jahr 2020 wurden rund 11,5 Mio. Erntefestmeter zur stoffli-
chen (z.B. als Bau- oder Werkstoff) und 5,3 Mio. Erntefest-
meter zur energetischen Nutzung eingeschlagen. In den 
vergangenen sieben Jahren wurde stets deutlich mehr als 
doppelt so viel stofflich genutzt, als energetisch. Laut Ös-
terreichischer Waldinventur werden rund 88 % des Zuwach-
ses im Ertragswald genutzt, es bestehen also Nutzungs-
reserven.
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13. Holzpreisentwicklung 2016–2020

Die Erzeugerpreise für Blochholz (Fichte/Tanne Klasse B Me-
dia 2b) sind 2020 mit 72,67 Euro pro Festmeter um 5,4 % und 
für Faserholz (Fichte/Tanne) mit 26,86 Euro pro Fest meter 
um 13,3 % gesunken. Jene für Brennholz (Hartholz) stagnier-
ten. Der Grund für den Preisverfall war das Überangebot in-
folge von Kalamitäten, die z.B. durch den Borkenkäfer ver-
ursacht wurden.

2020 war ein schwieriges Jahr für Österreichs Wälder. 
Die Waldeigentümerinnen und Waldeigentümer sind nicht nur 
Vorreiterinnen und Vorreiter im Kampf gegen den Klimawan-
del, sie stehen aufgrund seiner Folgen auch vor großen He-
rausforderungen. Österreichweit wurden die Waldbestände 
aufgrund mangelndem Niederschlag stark durch Borkenkäfer 
geschädigt. Der Waldfonds hilft der Land- und Forstwirt-
schaft klimabedingte Schäden zu bewältigen. Das Maßnah-
menpaket soll die Bewältigung der Schäden für die betroffenen 
Waldbesitzerinnen und Waldbesitzer erleichtern. Langfristig 
gilt es allerdings, den Wald klimafit weiterzuentwickeln, um 
extreme Bedingungen besser aushalten zu können.

14. Außenhandel mit Holz 2019

Die wichtigste Ausfuhrkategorie war Holz in verarbeiteter 
Form (Fenster, Türen, Parketttafeln, Verschalungen, Bau-
tischlerarbeiten etc.). Österreich ist bei der Verarbeitung von 
Holz auch international sehr erfolgreich. Der Export von 
Holzprodukten erwirtschaftet stetig Außenhandels über-
schüsse.
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15. Energieholzeinsatz in Österreich

Der Einsatz von Holz zur Energieerzeugung hat sich in den 
vergangenen 15 Jahren sehr dynamisch entwickelt. Dies ist 
vor allem auf die starke Steigerung des Holzeinsatzes in 
 Heizwerken und KWK-Anlagen (Kraft-Wärme-Kopplung) 
zurückzuführen. In den nächsten Jahren wird eine weitere, 
allerdings wesentlich moderatere Steigerung des Ener gie-
holzeinsatzes erwartet. Durch den Einsatz von Holz können 
fossile Energieträger ersetzt werden. Zugleich ist es ein 
positiver Beitrag zum Klimaschutz.

16. Waldflächen und Holzvorrat in der EU 2020

Österreich stand im Jahr 2020 mit einer Waldfläche von 
über 40.000 km2 an 11. Stelle der EU-Länder und mit einem 
Holzvorrat von insgesamt 345 m³/ha an zweiter Stelle der 
EU-Länder.
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Schutz vor Naturgefahren
Zahlreiche Naturgefahren bedrohen in Österreich – ins be-
sondere entlang der Gewässer und im Bergland – den Le-
bens- und Wirtschaftsraum. Hochwasser, Muren, Lawinen, Stein-
schlag und Rutschungen können Bauwerke, Infrastruktur und 
Wirtschaftsgüter schwer beschädigen oder sogar zerstören. 
In extremen Fällen bedrohen sie auch das Leben und die Ge-
sundheit der Menschen. Der Schutz vor Naturgefahren zählt 
daher zu den wichtigsten Sicherheitsaufgaben des Staates, 
die öffentlichen Investitionen in Schutzinfrastruktur sind Teil 
der Daseinsvorsorge.

Österreich verfügt über ein gut ausgebautes und funk-
tionsfähiges Schutzsystem gegen Naturkatastrophen. Der 
Schutz vor Naturgefahren ist eine verfassungsmäßige Auf-
gabe des Bundes und wird im Bereich des BMLRT von der 
Bundeswasserbauverwaltung (BWV) sowie der Wildbach- 
und Lawinenverbauung (WLV) wahrgenommen. Zu den wich-
tigsten lokalen Akteuren zählen Gemeinden, Wasserverbände 
und Wassergenossenschaften. Die Maßnahmen umfassen ins-
besondere technische Schutzinfrastrukturen, Schutzwald so-
wie die Gefahrenzonenpläne. Diese Planungen informieren die 
Bevölkerung über die von Naturgefahren bedrohten Gebiete, 
die für eine Nutzung als Siedlungs- oder Wirtschaftsraum nur 
eingeschränkt oder gar nicht nutzbar sind.

Naturkatastrophen nehmen in Österreich unter dem 
Einfluss des Klimawandels tendenziell zu. Insbesondere lokale 
Starkniederschläge können schwer vorhersehbare Extrem-
ereignisse auslösen. Neue Risiken und Anpassungsbedarf 
 ergeben sich durch Dürre, Stürme, Waldbrand oder Borken-
käferkalamitäten, insbesondere im Bereich des Schutzwaldes. 
Der steigenden Verletzlichkeit des mensch lichen Lebens-
raums kann nur durch eine nachhaltige Weiterentwicklung 
und Investition in Schutzinfrastruktur sowie die Pflege der 
Schutzwälder entgegengewirkt werden.

1.  Der digitale Wildbach- und Lawinenkataster 
Österreichs enthält:
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3. Schutz vor Naturgefahren – Investitionen Bund 2020

Im Jahr 2020 hat der Bund mehr als 153 Mio. Euro in den Schutz 
vor Naturgefahren in Österreich investiert. Die  Bundesmittel 
werden je nach Bedarf auf die einzelnen Bundesländer aufge-
teilt. So wurden mehr als 1.300 Projekte ermöglicht, die Sied-
lungen und wichtige Infrastruktur nachhaltig schützen.

2. Schutz vor Naturgefahren – Gesamtmittel 2020

Große Bedeutung haben Maßnahmen zur Erhaltung der beste-
henden Schutzinfrastruktur sowie zur unmittelbaren Behebung 
von Katastrophenschäden (Sofortmaßnahmen).

Durch den Klimawandel nehmen sowohl Oberflächen-
abflüsse als auch von Gewässern transportierte Sediment-
massen zu. Murgänge und Rutschungen, die innovative 
Schutzkonzepte erfordern, häufen sich. Daher wird neben 
der Maßnahmensetzung auch laufend in die Weiterentwick-
lung der Schutztechnologie investiert. 

Auch Schutzwald und Lawinenschutz haben in den 
letzten Jahren neue Bedeutung gewonnen. Nach dem Lawi-
nenwinter 2019 hat die Bundesregierung ein Sonderpaket für 
den Lawinenschutz im Ausmaß von 45 Mio. Euro beschlossen.

Ebenso wurde auf Grundlage der österreichischen 
Waldstrategie 2020+ ein Aktionsprogramm Schutzwald 
beschlossen, welches in den nächsten Jahren schrittweise 
umgesetzt werden soll. Der große Handlungsbedarf ergibt 
sich aus der zunehmenden Bedrohung durch Extrem-
ereignisse mit zerstörerischer Wirkung für Schutzwälder, 
wie zum Beispiel den Sturm Vaia im Oktober 2018. 
Mehr dazu unter www.schutzwald.at .
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6.  Investitionen der Wildbach- und Lawinen-
verbauung im Jahr 2020 in den Gemeinden

Im Jahr 2020 hat die Wildbach- und Lawinenverbauung den 
Schutz von Menschenleben, Siedlungen und wichtiger 
Infrastruk tur vor Naturgefahren wie Wildbächen, Lawinen, 
Steinschlag und Rutschungen in 654 Gemeinden mit gezielt 
gesetzten Maßnahmen verbessert.

4. Gefahrenzonenplanungen in den Gemeinden

Der Gefahrenzonenplan (GZP) ist ein flächenhaftes Gutachten 
über die Gefährdungen durch Hochwässer, Wildbäche und 
Lawinen. Er dient als Grundlage für Schutzmaßnahmen, die 
Raumplanung sowie das Bau- und Sicherheitswesen. Die in 
der Grafik abgebildete Österreichkarte gewährt einen 
Überblick, in welchen Gemeinden Gefahrenzonenpläne in 
großen Maßstäben zur Einsicht aufliegen. Die Pläne können im 
Internet unter www.naturgefahren.at sowie www.hora.gv.at 
abgerufen werden.

5.  Laufende und geplante Projekte des Wasserbaus 
mit einer Investitionssumme von über 1 Mio. EUR 

Unsere Flüsse und Bäche sind wichtige Lebensräume für 
viele Tiere und Pflanzen, stellen aber bei Hochwasser auch 
eine Gefahr für Siedlungen und Infrastruktureinrichtungen 
dar. Damit wir vor Hochwasser weiterhin gut geschützt 
sind, fördert das Bundesministerium für Landwirtschaft, 
Regionen und Tourismus (BMLRT) den Ausbau und die Er-
weiterung von Hochwasserschutzanlagen in ganz Öster-
reich. Die Österreichkarte gibt einen Überblick über die 
sich in Umsetzung befindlichen oder geplanten Projekte des 
Wasserbaus mit einer Investitionssumme von über 1 Mio. 
Euro. Im Jahr 2020 wurden 8.000 zusätzliche Personen vor Hoch-
wasser geschützt. Weitere  Informationen unter 
www.bmlrt.gv.at/wasser 
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9. Waldbrände in Österreich

Das Risiko durch Waldbrände hat in Österreich infolge des 
Klimawandels durch Hitze und Trockenheit stetig zugenom-
men. Etwa 85 % der Waldbrände haben ihre Ursache in 
menschlichen Aktivitäten. Jährlich treten im Durchschnitt 
170 Waldbrände mit einer Gesamtschadensfläche von 51 ha 
auf. Im Rahmen des neu geschaffenen Waldfonds stellt die 
Bundesregierung insgesamt 9 Mio. Euro für Waldbrandpräven-
tion zur Verfügung.

8.  Sicherung von natürlichen Hochwasser- 
rückhalteflächen in Österreich 2017–2020

Vorausschauendes Hochwasserrisikomanagement verfolgt 
die Zielsetzung, dass wichtige Rückhalteräume von hoch-
wertigen Nutzungen freigehalten werden. Durch die Siche-
rung von Retentionsflächen kann dieses Ziel erreicht werden. 
Gleichzeitig wird damit ein Beitrag zum Hochwasser schutz 
für unsere Siedlungsräume geleistet. In der Grafik sind die 
Jahres summen der in Österreich gesicherten Hochwasser-
rückhalteflächen dargestellt.

7.  Neu geschaffene Hochwasserrückhalteräume in 
Österreich 2014–2020

Heute zielen viele Maßnahmen zum Schutz vor Hochwasser 
darauf ab, an Flüssen den Wasserrückhalt zu verbessern 
und die Überflutungsflächen zu sichern sowie Altarme und 
Seitengewässern wieder an die Flüsse anzubinden. 

Um auch die Gewässerqualität und die Gewässer-
lebensräume zu verbessern, werden immer auch ökologische 
Maßnahmen mitgeplant. In vielen Fällen entstehen zusätz-
lich zum verbesserten Hochwasserschutz neue naturnahe 
Flusslebensräume sowie attraktive Orte zur Naherholung 
und Freizeitnutzung für die Bevölkerung. In der Grafik sind 
die Jahressummen der in Österreich geschaffenen Retentions-
volumen der Hochwasserrückhalteräume dargestellt.
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10. Hinweiskarte Schutzwald in Österreich

Die Hinweiskarte Schutzwald ist eine auf Basis von wissen-
schaftlichen Methodiken modellierte Karte der potentiellen 
Standort- und Objektschutzwälder in Österreich. Visualisiert 
wird explizit die Schutzfunktion (nicht die Wirkung, die Ab-
hängig vom aktuellen Waldzustand wäre). Derzeit wird die 
Karte mit den zuständigen Behörden evaluiert. In dieser 
Darstellungsform wird nicht die Möglichkeit einer Förderung 
bzw. die besondere Behandlung abgebildet. Es besteht keine 
rechtliche Bindung. Weitere Informationen und der Zugang 
zur Online-Applikation finden Sie unter 
www.schutzwald.at/karten.
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Lebensgrundlage Wasser
Wasser ist ein unersetzliches Gut für Natur und Mensch. Es 
ist ein einzigartiger Lebensraum und wird für nahezu alle 
Lebensbereiche genutzt. Österreichs Gewässer sind Lebens-
adern in den Regionen. Sie sind für die Landwirtschaft, zur 
Energiegewinnung, für die Wirtschaft und für den Tourismus 
unverzichtbar. Die nachhaltige Sicherung der wertvollen Res-
source Wasser zählt zu den zentralen Aufgaben des BMLRT.

Das Ministerium schafft die Rahmenbedingungen für 
den Schutz des Wassers, vor allem in Hinblick auf die Trinkwas-
serversorgung aus Grund- und Quellwasser, für eine ressour-
censchonende Nutzung und für den Schutz vor Hochwasser. 

Pro Jahr stehen in Österreich rund 86 km³ Wasser zur 
Verfügung. Diesem Wasserschatz steht der Wasserbedarf 
der unterschiedlichen Nutzungen und den regional verfüg-
baren Grundwasserressourcen gegenüber. Der gesamte jährli-
che Wasserbedarf in ganz Österreich beträgt etwa 3,1 km³. 
Knapp ein Viertel davon wird in Haushalten und Gewerbe 
genutzt, 70 % in der Industrie und 4 % des genutzten 
Wassers benötigt die Landwirtschaft. Insgesamt nutzt 
 Österreich nur 3,6 % des verfügbaren Wasserdargebots.

1.  Durchschnittlicher Pro-Kopf-Wasserverbrauch in 
österreichischen Haushalten

Pro Jahr wird in österreichischen Haushalten etwa die Was-
sermenge des Wolfgangsees verwendet. Umgerechnet ent-
spricht das einem täglichen Verbrauch von etwa 130 Liter pro 
Kopf. Der Großteil wird für die WC-Spülung und die tägliche 
Körperpflege verwendet.
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2. Wasserspeicher und Wasserreserven in Österreich

Während die Versorgung mit hochwertigem Wasser in vielen 
Regionen der Welt ein immer größer werdendes Problem 
darstellt, zählt Österreich zu den wasserreichsten Ländern 
der Erde. Die unterirdisch im Grund- und Bodenwasser, in den 
natürlichen Seen, im Gletschereis und in den Speichern vorhan-
denen Wasserreserven betragen in Summe rund 123 km³. 
Werden alle Wasserreserven Österreichs umgerechnet, ergä  be 
dies eine 1,5 m hohe Wassersäule über das gesamte Land.

Porengrundwasser ist Grundwasser in Locker- oder 
Festgesteinen, deren durchflusswirksame Hohlräume über-
wiegend aus Poren gebildet werden. Die Gewinnung erfolgt 
vor allem aus Brunnen. Als Kluftgrundwasser wird Grundwas-
ser in geklüfteten, nicht verkarsteten Gesteinen bezeichnet, 
es wird aus Quellen oder Brunnen gewonnen. Typische Karst-
grundwasserleiter in Österreich sind die ausgedehnten 
Nördlichen und Südlichen Kalkalpen mit ihren Kalk- und Do-
lomitgesteinen (Karbonatgesteine).

4. Kennzahlen der Schutzwasserwirtschaft

Im Jahr 2020 hat die Schutzwasserwirtschaft mehr als 
470 Projekte in ganz Österreich betreut und mit 125,79 Mio. 
Euro 52,70 % der Investitionskosten aus Bundesmitteln zur 
Verfügung gestellt. Damit wurden Sofortmaßnahmen, Planung, 
Baumaßnahmen und Instandhaltung finanziert. Die baulichen 
Maßnahmen schützen 7.950 Personen und schufen oder si-
cherten mehr als 2.000 Arbeitsplätze.

3. Wasserbilanz Österreichs

Wichtigste Grundlage für den nachhaltigen Umgang einer 
Gesellschaft mit Wasser ist die genaue Kenntnis des Wasser-
kreislaufes. Jede Sekunde verdunsten auf unserem Planeten 
etwa 18 Mrd. Liter Wasser. Nur 0,4 % des gesamten Wassers 

nehmen am Wasserkreislauf teil. Der Großteil bleibt in den Re-
servoiren gebunden, wie in Ozeanen oder Eiskappen.

Jährlich kommt es in Österreich zu einer Nieder-
schlagsmenge von rund 1.190 mm, wobei sich Gebiete ent-
lang des Alpenhauptkamms durch hohe Regenmengen aus-
zeichnen. In Teilen Westösterreichs gibt es mehr als 2.500 mm 
Niederschlag im Jahresmittel, während im Nordosten Öster-
reichs nur 600 mm oder weniger zu verzeichnen sind. Die hei-
mischen Wasserschätze sind also auf unterschiedliche Art 
und Weise gespeichert und verfügbar. Dabei geht nicht ein 
Tropfen verloren, denn Niederschlag und Verdunstung befin-
den sich im ständigen Kreislauf.
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5. Talsperren und Speicher in Österreich

In Österreich wird Wasser durch insgesamt 190 große Sper-
renbauwerke (Sperrenhöhe H >15 m oder Speicherinhalt 
V >500.000 m³) mit einem Gesamt-Nutzvolumen von 1,54 km³ 
gespeichert. Der Großteil dieses gespeicherten Wassers wird 
mittels 105 Kraftwerks-Sperren zur Erzeugung erneuerbarer 
Energie genutzt. Für die Herstellung des für den Winter-Tou-
rismus wichtigen Kunstschnees stehen 51 große Beschneiungs-
speicher mit einem Speichervolumen von ca. 0,030 km³ zur 
Verfügung. Dies stellt ca. 2 % des Gesamt-Nutzvolumens dar. 
Weiters können in 34 großen Rückhaltebecken ca. 0,031 km³ 
Wasser für den Hochwasserschutz zurückgehalten werden.

6. Nutzung der Wasservorkommen in Österreich

Wasser ist lebenswichtig und im Alltag nicht zu ersetzen. Es 
wird nicht nur als Trinkwasser verwendet, sondern stellt auch 
in der Industrie, im Gewerbe sowie in der Landwirtschaft einen 
unverzichtbaren Produktions- und Standortfaktor dar. Der 
gesamte Jahresniederschlag von 1.190 mm, der im langjähri-
gen Durchschnitt auf die Landesfläche fällt, ergibt eine Was-
sermenge von rund 99,8 Mrd. m³. Von dieser Menge fließt ein 
Großteil oberirdisch bzw. oberflächennah über Fließgewäs-
ser ab oder verdunstet. 

Der gesamte jährliche Wasserbedarf in Österreich 
liegt bei etwa 3,1 km³. Davon benötigt die Industrie – vorwie-
gend zur Kühlung – 70 %, 24 % werden zur Wasserversorgung 
der Bevölkerung und des Gewerbes verwendet und 4 % nutzt 
die Landwirtschaft zur Bewässerung und Viehhaltung. Die 
restlichen 2 % verteilen sich auf weitere Wassernutzungen, 
wie etwa die künstliche Beschneiung. Durch sorgsame Ver-
wendung des wertvollen Gutes Wasser gibt es positive 
Umwelteffekte.
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7. Anschlussgrad der Abwasserentsorgung

Ungereinigtes Abwasser stellt eine signifikante Belastung für 
Gewässer dar. Daher wird Abwasser über die Kanalisation 
gesammelt und in kommunalen Kläranlagen und Industrie-
kläranlagen behandelt und gereinigt. Das gereinigte Wasser 
kann anschließend wieder in den natürlichen Wasserkreis-
lauf zurückgeführt werden. Somit dient die Abwasserrei-
nigung der nachhaltigen Nutzung und dem schonenden Um-
gang der Ressource Wasser. 

Um diesen Anforderungen nachzukommen, wird in 
Österreich die Sammlung und Behandlung von kommunalem 
Abwasser laufend verbessert und, auch im internationalen 
Vergleich, ein sehr hohes Qualitätsniveau erreicht. Der An-
schlussgrad an kommunale Kläranlagen in Österreich be-
trägt 95,9 %.

Herausforderungen stellen heute schwer abbaubare 
Stoffe, wie beispielsweise Rückstände aus Arzneimitteln oder 
Pflegeprodukten dar, die als Mikroverunreinigungen die Ge-
wässer belasten können. Durch einen sorgsamer Umgang bei 
der Entsorgung von Produkten und Lebensmitteln, können 
hohe Kosten in den Kläranlagen vermieden werden. So ist das 
WC keinesfalls zur Entsorgung von Öl, Altfetten, Arzneimit-
teln, Hygieneprodukten oder gefährlichen Stoffen wie Farben 
oder Lacke zu verwenden. Diese Produkte müssen an einer 
entsprechenden Sammelstelle entsorgt werden.

8. Förderung Siedlungswasserwirtschaft

Die Förderungsmaßnahmen in der Siedlungswasserwirtschaft 
umfassen die Errichtung und Sanierung der erforderlichen 
Infrastruktur für eine ausreichende Trinkwasserversorgung 
und eine geordnete Abwasserentsorgung.

Investitionen in die Wasser-Infrastruktur haben hohe 
umweltpolitische aber auch volkswirtschaftliche Bedeutung. 
Mit den staatlichen Geldern wird ein Vielfaches an Investitio-
nen ausgelöst. Dies erhöht die Wertschöpfung in Österreich und 
schafft Arbeitsplätze, vor allem in ländlichen Regionen.
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9.  Effekte der Projekte Abwasserentsorgungsanlagen 
im Jahr 2020

Mit Förderungen in die österreichische Abwasserwirtschaft 
wird sichergestellt, dass die anfallenden Abwässer ordnungs-
gemäß gesammelt und gereinigt werden. Somit tragen diese 
Investitionen zum Schutz des Grundwassers und der Ober-
flächengewässer bei. 

10.  Effekte der Projekte Wasserversorgungsanlagen 
im Jahr 2020

Wichtige Ziele sind die Versorgungssicherheit mit hochwer-
tigem Trinkwasser und die Anpassung der Trinkwasserver-
sorgung an die durch den Klimawandel verursachten länger 
andauernden Trockenphasen.

Mit Förderungen in die österreichische Trinkwasser-
wirtschaft wird sichergestellt, dass die österreichische Bevöl-
kerung mit hygienisch einwandfreiem Trinkwasser versorgt 
wird. Somit tragen diese Investitionen zu einer hohen Lebens-
qualität und zum Wohlstand in allen Regionen Österreichs bei. 
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11.  Ökologischer Zustand und ökologisches 
 Potential – Fließgewässer

Das österreichische Netz an Flüssen und Bächen ist insge-
samt über 100.000 km lang und reicht somit fast 2,5-mal um 
die Erde. Um den Zustand der Gewässer zu bewerten, wer-
den neben den Gewässerstrukturen und der Wassermenge 
auch physikalisch-chemische und biologische Kennwerte er-
hoben. Dabei kann beispielsweise über Zusammensetzungen 
und Häufigkeiten der Arten auf positive bzw. negative Ver-
änderungen hingewiesen werden. 

Österreich verfügt über ein 32.117 km langes Fließge-
wässernetz mit Einzugsgebieten > 10 km². Der ökologische Zu-
stand wird für dieses mit 40,4 % als „sehr gut“ und „gut“, mit 
30,3 % als „mäßig“, mit 10,5 % als „unbefriedigend“ und mit 
4,3 % als „schlecht“ bewertet. Insgesamt 2,5 % der Fließ-
gewässer weisen ein „gutes und besseres“ und 11,6 % ein 

„mäßiges oder schlechteres“ Potential auf. Diese Gewäs ser wur-
den als „künstlich oder erheblich verändert“ ausgewiesen. 

12.  Ökologischer Zustand und ökologisches 
 Potential – Seen

In Österreich gibt es mehr als 25.000 stehende Gewässer mit 
einer Fläche größer als 250 m². Die 62 Seen größer als 50 ha 
umfassen 37 natürliche, 6 erheblich veränderte und 19 künst-
liche Seen. Der ökologische Zustand wird für diese mit 6,5 % 
als „sehr gut“, mit 37,1 % als „gut“, mit 12,9 % als „mäßig“ und 
mit 3,2 % als „unbefriedigend“ bewertet. Alle künstlichen und 
erheblich veränderten Seen befinden sich in einem „guten“ 
ökologischen Potential.

Bei zehn österreichischen Seen wird das Ziel des 
„guten Zustands“ verfehlt. Ursache dafür sind Nährstoff-
belastungen (Ossiacher See, Alte Donau), hydrologische Be-
lastungen (Lange Lacke, St. Andräer Zicksee, Illmitzer Zick-
lacke) sowie Einflüsse der fischereilichen Bewirtschaftung 
(Walchsee, Traunsee, Irrsee, Weißensee, Lunzer See), teil-
weise kombiniert mit morphologischen Belastungen. Bei eini-
gen Seen zeigen sich bereits erste gravierende Folgen des 
Klimawandels. Die jüngsten Messungen zeigen aber auch, 
dass der Mondsee durch Verbesserungsmaßnahmen bei den 
allgemeinen biologischen Komponenten wieder  einen gu-
ten Zustand aufweist. Entsprechende Maßnahmen werden 
auch für die anderen Seen weitergeführt.
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14. Förderung Gewässerökologie 2020

Im Jahr 2020 konnten durch die „Förderung Gewässerökolo-
gie“ 28 Querbauwerke durchgängig gemacht und damit in 
Summe 75 Höhenmeter überwunden werden. Insgesamt wur-
den 36 Flusskilometer hydromorphologisch verbessert und 
renaturiert.

13.  Österreichische Fließgewässer und große Seen –  
 Ökologischer Zustand und ökologisches Potential

In der Österreichkarte ist der ökologische Zustand bzw. das 
ökologische Potential der Fließgewässer mit einem Einzugs-
gebiet größer als 100 km² dargestellt. Ebenso wurden die 
Seen erfasst, die größer als 50 ha sind. Grundsätzliches 
Ziel des Gewässerschutzes ist die Gewährleistung eines 
guten ökologischen Zustandes bei natürlichen bzw. eines 
guten ökologischen Potentials bei künstlichen oder erheblich 
veränderten Gewässern.
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16.  Virtuelles Wasser und Wasserfußabdruck 
 ausgewählter Produkte

Die Beispiele zeigen wie viel „virtuelles“ Wasser in Produkten 
steckt und welchen Anteil deren Konsum am Wasserfußab-
druck einer Person in Österreich pro Tag hat. Wie viel Wasser für 
die Herstellung eines Produkts benötigt wird, hängt sehr 
stark von Produktions- und Umweltfaktoren ab und variiert 
daher je nach Herkunft. Darüber hinaus macht es einen Un-
terschied, unter welchen klimatischen Bedingungen eine Pflan-
zenkultur angebaut wird und ob die natürlichen Regenmen-
gen ausreichen oder ob künstlich bewässert werden muss.

Der Klimawandel mit seinen Herausforderungen für die 
Wasserversorgung bewirkt, dass Wasser weltweit zu einer im-
mer wichtigeren Ressource wird. Und hier kommt – neben an-
deren Faktoren – auch unser Konsumverhalten ins Spiel. Mit 
einem bedarfsorientierten, möglichst regionalen und saisona-
len Kaufverhalten und der Vermeidung von Lebens mittelabfällen 
ist eine deutliche Reduzierung des Wasserfußabdrucks mög-
lich. Es wird geschätzt, dass alleine durch die Abfallvermei-
dung von Lebensmitteln im Haushalt rund 280 Liter virtuelles 
Wasser pro Person und Tag einspart werden können. 

15.  Virtuelles Wasser – „Wasserfußabdruck einer 
Person in Österreich“

In Österreich verwendet jede und jeder von uns täglich im 
Durchschnitt rund 130 Liter Wasser zum Trinken, Kochen, Wa-
schen oder im Haushalt und Garten. Darüber hinaus neh-
men wir durch unseren täglichen Konsum von Lebensmitteln 
und anderen Gütern Wasser in Anspruch, das zur Herstellung 
dieser Produkte benötigt wird. Bei dieser versteckten Was-
sermenge spricht man von „virtuellem“ Wasser. Je mehr „virtu-
elles“ Wasser wir gebrauchen, desto größer ist unser so ge-
nannter „Wasserfußabdruck“.

Der unsichtbare oder versteckte Gebrauch macht 
ein Vielfaches des Direktgebrauchs von Wasser aus. Man 
schätzt, dass in Österreich rund 4.700 Liter an virtuellem 
Wasser pro Tag und Person genützt werden. 



BergbauBergbau 111110

Traditionsreicher Bergbau
Der Bergbau im „Land der Berge“ hatte schon historisch 
eine besondere Bedeutung. Die ältesten Anzeichen von Berg-
bautätigkeiten stammen aus dem Raum Hallstatt, wo bereits 
seit rund 7.000 Jahren Salz gewonnen wird.

Der tiefste Schacht im ehemaligen Kohlebergbau Fohns-
dorf in der Steiermark hat eine Tiefe von mehr als 1.000 m. Mit-
teleuropas größter Tagbau befindet sich in  Eisenerz in der 
Steiermark. Das tiefste Bohrloch Österreichs mit einer „End-
teufe“ von 8.553 m liegt bei Zistersdorf in Niederösterreich 
(1983 die tiefste Kohlenwasserstoffbohrung in Europa).

Österreich verfügt aufgrund seiner geologischen Ge-
gebenheiten über eine Vielfalt von Bodenschätzen. Der direkte 
Anteil des Bergbaus am BIP beträgt knapp 0,5 %. Die mine-
ralrohstoffverarbeitende Industrie generiert rund 26 % der 
Wirtschaftsleistung Österreichs (rd. 100 Mrd. Euro). Internati-
onale Bedeutung hat Österreich bei der Produktion von Mag-
nesit und Wolfram.

Die behördliche Zuständigkeit für den Bergbau liegt 
beim BMLRT sowie bei den Ländern in mittelbarer Bundes-
verwaltung. Die wichtigsten industriellen Rohstoffkonsumen-
ten in Österreich sind neben der Bauindustrie sowie der 
Metall- und metallverarbeitenden Industrie die chemische In-
dustrie, die Feuerfestindustrie sowie die Glasindustrie und 
Raffinerien.

1.  Rohstoffe aus dem Bergbau für unser tägliches Leben
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2. Die Struktur des österreichischen Bergbaus 2019

Insgesamt gibt es in Österreich 1.444 produzierende Berg-
baue (Rohstoffgewinnungen). Die überwiegende Mehrzahl 
davon (1.423) wird als Tagbau betrieben. Der österreichi-
sche Bergbau bietet mehr als 5.000 Arbeitsplätze. Die Zu-
ständigkeit der Montanbehörden (West, Süd und Ost) des 
BMLRT umfassen rund 300 klassische obertägige Betriebs-
stätten, 160 untertägige Betriebsstätten und bergbautechni-
sche Nutzungen sowie 1.700 Betriebspunkte im Bohrloch-
bergbau (Aufsuchen, Gewinnen, Aufbereiten und Speichern 
von Kohlenwasserstoffen sowie Aufsuchen und Gewinnen 
geothermischer Energie).

3.  Erfasste Bergbau-Betriebsstätten im 
 Wirkungsbereich der Länder 2019

In Österreich fielen im Jahr 2019 rund 880 aktive Betriebs-
stätten in den Verantwortungsbereich bzw. die Aufsichts-
pflicht der Länder. Die meisten befinden sich mit großem 
Abstand in Niederösterreich, gefolgt von der Steiermark 
und Oberösterreich.

4. Produktion bergfreier mineralischer Rohstoffe

Bergfreie mineralische Rohstoffe sind im § 3 des Mineralroh-
stoffgesetzes taxativ aufgezählt. Im Vergleich der Produkti-
onsdaten ist zu erkennen, dass bei der Gewinnung bergfreier 
mineralischer Rohstoffe im Jahr 2019 insbesondere die Eisen-
erzproduktion sowie Gips und Anhydrit  angestiegen sind.
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6.  Produktion bundeseigener mineralischer 
 Rohstoffe

Bundeseigene Rohstoffe stehen im Eigentum des Staates. 
Von 2018 auf 2019 hat die Gewinnung von Salzsole leicht 
zugenommen. Der größte Rückgang ist bei Naturgasen zu 
verzeichnen.

5.  Produktion bergfreier mineralischer Rohstoffe 
2010–2019

Produktionsreihen des Österreichischen Bergbaus: Die Tabelle 
zeigt die Entwicklung der Produktion der bergfreien minera-
lischen Rohstoffe der letzten 10 Jahre. 
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8. Produktion grundeigener mineralischer Rohstoffe

Im Vergleich der Produktionsdaten der Berichtsjahre 2018 
und 2019 ist erkennbar, dass vor allem bei der Gewinnung 
von Amphibolit, Eklogit und Chloritschiefer sowie von  Basalt 
und basaltischen Gesteinen Steigerungsraten verzeichnet 
wurden. Leicht rückläufig zeigen sich die Daten für Gneis, 
Mergel sowie bei den Lockergesteinen (Kiese und Sande).

7.  Produktion bundeseigener mineralischer 
 Rohstoffe 2010–2019

Produktionsreihen des Österreichischen Bergbaus: Die 
 Tabelle zeigt die Entwicklung der Produktion der bundes-
eigenen mineralischen Rohstoffe der letzten 10 Jahre.
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9.  Produktion grundeigener mineralischer Rohstoffe 
2010–2019

Produktionsreihen des Österreichischen Bergbaus: Die Tabelle 
zeigt die Entwicklung der Produktion der grundeigenen mi-
neralischen Rohstoffe der letzten 10 Jahre.

10. Belegschaft im Österreichischen Bergbau

Im mineralischen Rohstoffabbau waren im Jahr 2019 rund 
4.229 Personen mit den direkten Abbautätigkeiten beschäf-
tigt. Die mineralischen Rohstoffe werden sowohl in Tagbauen 
(Obertage) als auch Untertage (Bergwerk) sowie im „Bohr-
lochbergbau“ gewonnen. Besondere Bedeutung wird der 
Nachnutzung, beispielsweise als Schaubergwerke oder 
Heilstollen, sowie der Renaturierung/Rekultivierung des 
Bergbaugeländes nach Beendigung bergbaulicher Aktivitä-
ten beigemessen.
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11. Berufsausbildung der Bergarbeiter im Jahr 2019

Im Jahr 2019 standen im österreichischen Bergbau rund 3.200 
durch Ausbildung oder Anlernung beruflich bereits qualifi-
zierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zur Verfügung. 
Die praktische und theoretische Ausbildung von Dienstneh-
mern zu Häuern obliegt grundsätzlich den Bergbaubetrieben.

Die praktische Ausbildung gewerblicher Lehrlinge er-
folgt – soweit noch durchgeführt – ebenfalls durch die Berg-
baubetriebe, ihre theoretische Ausbildung sowohl an be-
triebseigenen Ausbildungsstätten, als auch an den all gemein 
zugänglichen Berufsschulen. Eine Häuerausbildung in den Be-
trieben wird vereinzelt durchgeführt. Seit 2008 bietet die 
Berg- und Hüttenschule Leoben auf Wunsch der Industrie 
die Häuerausbildung im unter- und obertägigen Betrieb an.



123PostwesenPostwesen122

Das Postwesen in Österreich
Ein serviceorientiertes Postwesen mit einer flächendecken-
den Versorgung ist grundlegend für das Wirtschaften und 
das Leben in einem gut funktionierenden Staat. Ein flächen-
deckendes Postwesen sorgt auch für Infrastruktur-Fairness 
zwischen Stadt und Land und zentralen und dezentralen 
Regionen. Postdienstleistungen beinhalten den Versand 
von Briefen und Paketen im Inland sowie auch ins Ausland 
bzw. aus dem Ausland.

In Österreich ist der Postmarkt seit 1. Jänner 2011 
liberalisiert. Die Liberalisierung der Postmärkte erfolgte auf-
grund europarechtlicher Rahmenbedingungen mit dem Ziel 
der Schaffung eines gemeinsamen europäischen Postmark-
tes. Zur Wahrung des freien Wettbewerbs auf den nationa-
len Märkten wurden in den Ländern der Europäischen Union Re-
gulierungsbehörden eingerichtet.

In Österreich basiert die Regulierung des Postmarktes 
auf dem Postmarktgesetz (PMG). Als Post-Regulationsbe-
hörde ist die Rundfunk- und Telekom Regulierungs-GmbH 
(RTR-GmbH) eingerichtet. Die RTR-GmbH ist zuständig für 
die Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen des Post-
marktgesetzes. Sie stellt auch Marktdaten in Form von 
 Publikationen als auch als Open Data zur Verfügung. Siehe 
www.rtr.at .

Auf ministerieller Ebene ist seit der Novelle des 
Bundesministeriengesetzes 1986 (i.d.F. BGBl. I Nr. 30/2021) 
das Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und 
Tourismus (BMLRT) ebenfalls für Angelegenheiten des Post- 
und Fernmeldewesens zuständig. Die zuständige Fachsektion 
im BMLRT ist die Sektion IV - Telekommunikation, Post und 
Bergbau. Sie ist auch der Sitz der Obersten Postbehörde.

Die Oberste Postbehörde erarbeitet Planungsgrund-
lagen für die Postpolitik und vollzieht das Postrecht. Sie ko-
ordiniert die Mitarbeit Österreichs in internationalen Orga-
nisationen wie dem Weltpostverein (UPU), der Europäischen 
Union und der Vereinigung der Europäischen Postbehörden 
(CERP). 

1. Postdiensteanbieter in Österreich

Postdiensteanbieter sind Unternehmen zur Beförderung und 
Zustellung von Postsendungen. Mit der Liberalisierung des 
Postmarktes ab 1. Jänner 2011 in Österreich sind auch pri-
vate Postdienstleister möglich. 

Post-Universaldienste stellen die Grundversorgung 
der Bevölkerung in Österreich im Inland als auch grenzüber-
schreitend mit Postdiensten sicher. Ein Universaldienst 
muss flächendeckend im Bundesgebiet angeboten werden, 
erschwinglich sein und über gewisse Qualitäten verfügen. 
Die Österreichische Post AG ist verpflichtet, den Universal-
dienst zu erbringen. Auch andere Postdiensteanbieter 
dürfen die genannten Dienste anbieten.

Auf Basis des Postmarktgesetzes (PMG) veröffentlicht 
die Rundfunk- und Telekom Regulierungs-GmbH in regelmä-
ßigen Abständen die Liste der angezeigten und konzessio-
nierten Postdienste und die von der Österreichischen Post 
AG verwendeten Postleitzahlen. Mit Stand von 21. Oktober 
2019 gab es 52 Postdiensteanbieter in Österreich, davon 45 
angezeigte Postdienste und 6 konzessionierte Postdienste. 
Details hierzu unter www.rtr.at „Open Data – Datensätze“. 
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2.  Regulierungsbehörden und Geschäftsstelle für 
das Postwesen in Österreich 

Anders als in anderen EU-Mitgliedstaaten besteht in Öster-
reich keine „einheitliche“ Regulierungsbehörde für den 
 Bereich Medien und Telekommunikation. Als Regulierungsbe-
hörde für den Postmarkt ist die Post-Control-Kommission (PCK) 
eingerichtet.

• Die Kommunikationsbehörde Austria (KommAustria) ist die 
unabhängige und weisungsfreie Regulierungs- und Auf-
sichtsbehörde für die elektronischen Audiomedien und 
die elektronischen audiovisuellen Medien in Österreich.

• Die Telekom-Control-Kommission (TKK) ist in Österreich 
seit 1997 für die Regulierung des Telekommunikations-
marktes zuständig.

• Die Post-Control-Kommission (PCK) ist in Österreich seit 
2008 für die Regulierung des Postmarktes zuständig.

Die Rundfunk- und Telekom Regulierungs-GmbH (RTR- GmbH) ist 
die Geschäftsstelle der KommAustria, der TKK sowie der 
PCK. Sie ist in diesen Bereichen den Behörden voll-
umfänglich weisungsgebunden. Die RTR-GmbH fungiert im 
Bereich der Postregulierung als die Geschäftsstelle der Post-
Control-Kommission (PCK). 

Die RTR ist in zwei Fachbereiche unterteilt, den 
Fachbereich Medien „RTR.Medien“ sowie den Fachbereich 
Telekommunikation und Post „RTR.Telekom.Post“. Jeder Fach-
bereich wird von einem Geschäftsführer geleitet. Der neun-
köpfige Aufsichtsrat setzt sich aus Vertreterinnen und Vertre-
tern der beiden Behörden, des Bundeskanzleramtes (BKA) 
und des Bundesministeriums für Landwirtschaft, Regionen 
und Tourismus (BMLRT) sowie der Belegschaft zusammen. 
Die RTR-GmbH beschäftigt rund 100 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter.

International sind weitere Institutionen wie der Welt-
postverein (UPU), die Europäische Union und die Vereinigung 
der Europäischen Postbehörden (CERP) für das Postwesen 
relevant. 
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4.  Beschäftigte bei Postdiensteanbietern 

Bei den Beschäftigten der Postdiensteanbieter zeigt sich im 
4. Quartal 2020 mit insgesamt 21.815 Vollzeitäquivalenten 
eine Zunahme der Zahlen. Der Großteil davon entfiel auf ei-
gene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (19.858 Vollzeit-
äquivalente=VZÄ) und geringer auf Leasingpersonal 
(1.957 VZÄ) zur Bewältigung von Arbeitsspitzen. Der Groß-
teil der Beschäftigten entfiel auf die Österreichische Post AG. 
Neben eigenen Beschäftigten und Leasingpersonal betrauen 
Postdienstunternehmer für einzelne Arbeitsschritte Unter-
auftragnehmer. 

3. Meilensteine des Postwesens in Österreich

1866 Gründung der Österreichischen Post- und Telegraphenverwal-
tung (PTV) in der Doppelmonarchie Österreich-Ungarn. Die 
PTV wurde als Sonderabteilung für Post und Telegraphie im 
damaligen Handelsministerium eingerichtet.  
Das Unternehmen teilte sich bis zu seiner Auflösung 1996 in 
drei Sparten auf: Post und Postbusse, Telekommunikation 
sowie Organisation und Personal.

1. 1. 1995 Beitritt Österreichs zur Europäischen Gemeinschaft.

1. 5. 1996 Mit Inkrafttreten des Poststrukturgesetzes Ausgliederung 
der PTV aus der Bundesverwaltung. Gründung der Post und 
Telekom Austria AG (PTA). Das gesamte Aktienkapital hielt 
die Post und Telekommunikations-Beteiligungsverwaltungs-
gesellschaft (PTBG), eine Holdinggesellschaft im Besitz der 
Republik Österreich.

1998 Liberalisierung des Telekom-Marktes in Öster reich.  
Aufgliederung der Post- und Telekom Austria AG (PTA) in 
die Unternehmen Telekom Austria und in die Österreichi-
sche Post AG.

1999 Die Österreichische Post AG wurde rechtlich als Logistik- 
und Postunternehmen verselbständigt. 

2000 Abspaltung des Geschäftszweigs Postautodienst vom Mutter-
konzern der Österreichischen Post AG an die Österreichische 
Industrieholding Aktiengesellschaft (ÖIAG).

2001 Einrichtung der Rundfunk- und Telekom  Regulierungs-GmbH 
(RTR-GmbH).

15. 5. 2006 Verkaufsstart der 41,3 Mio. Aktien der Österreichischen Post 
AG zum Emissionskurs von 19 Euro an der Wiener Börse. Der 
Börsengang erfolgte mit 49 prozentigem Streubesitz.

1. 1. 2008 Erweiterung der seit 1997 bestehenden Telekom-Control-
Kommission (TKK) um einen zweiten Senat für Postangelegen-
heiten. Die RTR-GmbH ist für Regulierungsangelegenheiten 
des Postwesens zuständig. 

1. 1. 2011 Vollständige Liberalisierung des österr. Postmarktes in Über-
einstimmung mit den Vorgaben der EU-Postdiensterichtlinie. 
Der bis dahin bestehende Monopolbereich, der „reservierte 
Postdienst“ der Österr. Post AG, wurde für den Wettbewerb 
freigegeben.

7. 1. 2020 Durch eine Novelle des Bundesministeriengesetzes wanderten 
die Aufgabenbereiche der Regulierung des Post- und Telekom-
munikationswesens aus dem Bundesministerium für Verkehr, 
Innovation und Technologie (BMVIT) in das Bundesministerium 
für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus (BMLRT). Das 
BMLRT ist Oberste Postbehörde. 

April 2021 Die Österreichische Post AG steht zu 52,8 % (Stand: April 2021) 
im Besitz der staatlichen Österreichischen Beteiligungs AG 
(ÖBAG), der Rest ist im Wesentlichen Streubesitz und wird 
an der Börse gehandelt. 
Die Eigentümerrechte werden vom Bundesministerium für 
Finanzen im Wege der Österreichischen Beteiligungs AG 
(ÖBAG) wahrgenommen. 

Quellen: bmlrt.gv.at, APA-OTS, wikipedia.org, Juli 2021.
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5. Aufgabestellen der Postdiensteanbieter 

Bei den Aufgabestellen handelt es sich um Einrichtungen, wo 
die Absenderinnen oder Absender ihre Postsendungen in das 
Postnetz zur Weiterbeförderung geben können. Dabei han-
delt es sich in der Mehrzahl um Postbriefkästen im öffentli-
chen Raum. Bei den Post-Annahmestellen werden Post-Ge-
schäftsstellen von Bediensteten des Postdienstbetreibers 

„eigenbetrieben“ oder aufgrund einer vertraglichen Vereinba-
rung mit dem Postdienstbetreiber von Dritten „fremdbetrie-
ben“. Zu den Aufgabestellen zählen auch alternative Ver-
sorgungslösungen wie „mobile Postämter“ oder „Landzusteller“. 
Verteilzentren sind Standorte, an denen der Postdienstean-
bieter die ihm übergebenen Sendungen sortiert.

Ende 2020 betrieben die Postdienstanbieter 14.633 
Briefaufgabekästen, 4.212 Annahmestellen und 102 Verteil-
zentren in ganz Österreich. Die Österreichische Post AG ist 
verpflichtet, den Universaldienst zu erbringen, mit dem eine 
flächendeckende Postdienste-Versorgung Österreichs  
gewährleistet wird. 

6. Abgabestellen der Postdiensteanbieter 

Unter den Abgabestellen versteht man die Stelle, an der die 
Zustellerin oder der Zusteller die Postsendung an die Adres-
satin, den Adressaten oder das Unternehmen abgibt. Unter 
Abgabestelle wird eine Wohnung oder sonstige Unterkunft, 
die Betriebsstätte, der Sitz, der Geschäftsraum, die Kanzlei 
oder auch der Arbeitsplatz des Empfängers oder der Empfän-
gerin verstanden. Gibt es in einem Mehrparteienhaus meh-
rere versorgte Abgabestellen, wird jede einzelne Abgabestelle 
ausgewiesen. Bei den Abgabestellen handelt es ich um Haus-
brieffachanlagen und Landabgabekästen. Landabgabekäs-
ten sind Abgabestellen in dünn besiedelten Gebieten für meh-
rere Haushalte. In Österreich gab es Ende 2020 rund 4,8 Mio. 
Hausbrieffachanlagen an rund 2,2, Mio. Standorten sowie 
101.982 Landabgabekästen an 15.210 Standorten.
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8.  Gesamtumsätze aus Briefen und Paketen 2016–2020

Bei den Umsätzen der Postdiensteanbieter handelt es sich um 
sämtliche Umsätze (Nettowerte in Euro), die in Österreich er-
zielt werden. Die Briefumsätze gingen im Jahr 2020 gegenüber 
dem Vorjahr um 4,3 % zurück, während die Umsätze aus den 
Paketsendungen ein deutliches Plus von 16,8 % verzeichneten.

7.  Gesamtsendungsmengen Briefe und Pakete 
2016–2020

Eine Briefsendung ist gemäß Postmarktgesetz eine „Mittei-
lung in schriftlicher Form auf einem physischen Träger jegli-
cher Art, die befördert und an die von der Absenderin oder 
vom Absender auf der Sendung selbst oder ihrer Verpackung 
angegebene Anschrift“ zugestellt wird. Bücher, Kataloge, Zei-
tungen und Zeitschriften gelten nicht als Briefsendungen. 
Ausgewiesen werden Briefsendungen, die von inländischen 
Postdiensteanbietern zur Zustellung im  Inland übernommen 
werden. Bei den Briefsendungen in das Ausland sind Briefe 
aus dem Ausland nicht im Datensatz enthalten.

Eine Paketsendung ist eine Sendung mit max. 31,5 kg 
Sendegewicht. Die Sendungen in das Ausland („Outbound“) 
beinhalten Brief- und Paketsendungen, die von inländischen 
Postdiensteanbietern übernommen und an ausländische 
Postdiensteanbieter zur Zustellung im Ausland übergeben 
werden. Als Paketsendungen aus dem Ausland („Inbound“) 
werden nur diejenigen Sendungen erfasst, die von ausländi-
schen Postdiensteanbietern zur Zustellung im Inland über-
nommen werden. Sendungen aus dem Ausland, die ander-
weitig nach Österreich transportiert und erst dann auf den 
Postweg gebracht werden, sind als Inlandssendungen 
erfasst. 

Der Trend der sinkenden Briefsendungen, der sich 
schon Jahre davor abgezeichnet hat, wurde Im Jahr 2020 
verstärkt. Gegenüber dem Vorjahr nahm die Anzahl der Brief-
sendungen um 6,8 % ab und die der Paketsendungen um 
17,2 % zu. Insgesamt wurden im Jahr 2020 rund 613 Mio. Briefe 
im Inland versendet und 49 Mio. Briefe in das Ausland. Es 
wurden rund 260 Mio. Pakete im Inland zugestellt und 31 Mio. 
in das Ausland. 
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Eingebunden sind Bundesländer, Gemeinden und der private 
Sektor. Die Plattform soll bestehende Initiativen bündeln und 
dafür sorgen, dass Synergien bestmöglich genutzt werden 
können. 

Das Telekommunikations wesen 
in Österreich
Die flächendeckende Versorgung Österreichs mit digitaler 
Kommunikations-Infrastruktur wie Festnetztelefonie, Mobil-
funk und Breitband-Internet ist Basis des modernen Wirt-
schaftens und der Anforderungen des täglichen Lebens mit 
Home-Office, Home-Shopping, Homeschooling, Film-Strea-
mings und anderer digitaler  Anwendungen. Eine besondere 
Herausforderung dabei ist die flächendeckende digitale Ver-
sorgung der ländlichen und dezentralen Regionen, die nicht 
nach den Gesetzen eines liberalisierten Telekommunikations-
marktes funktioniert.

Aktuell haben fast alle der rund 3,9 Mio. österreichi-
schen Haushalte bereits eine Grundversorgung mit Festnetz- 
Breitband, 90 % davon sind schneller als 30 Mbit. Ultra-
schnelle Anschlüsse über 100 Mbit sind für 81 % der Haushalte 
verfügbar und 45 % verfügen über Gigabitfähige Anschlüsse. 
Ziel ist es, den ländlichen wie auch den städtischen Regionen 
faire Standortbedingungen in Bezug auf Breitband-Internet 
zu ermöglichen und die Landbevölkerung im Vergleich zu den 
Ballungsräumen nicht zu benachteiligen.

Die österreichische Bundesregierung fördert den 
Breit bandausbau auf dem Land. Bereits seit 2015 stellte sie 
mit der Initiative Breitband Austria 2020 österreichweit die 
sogenannte „Breitbandmilliarde“ zur Verfügung. Diese finan-
zielle Unterstützung ermöglicht den Telekommunikationsun-
ternehmen auch ländliche Regionen rentabel mit schnellem 
Internet zu versorgen und den Ausbau sowohl im Mobilfunk-
netz- als auch im Festnetzbereich zu verbessern. 

2021 wurde bekanntgegeben, dass die Bundesregie-
rung bis 2026 rund 1,4 Mrd. Euro für den Breitbandausbau 
zur Verfügung stellt. Ziel ist es, bis 2030 Österreich flächen-
deckend mit festen und mobilen Gigabit-Anschlüssen zu ver-
sorgen. Diese Mittel bestehen aus 891 Mio. Euro aus dem Re-
silienzfonds der EU, weiteren 166 Mio. Euro, die bereits im 
aktuellen Budget vorgesehen sind sowie Gelder aus der 
Zweckbindung der Erlöse der Frequenzvergaben. Dabei han-
delt es sich um insgesamt 389 Mio. Euro der Frequenz-Auk-
tionen 2019 und 2020 der RTR-GesmbH.

Zur Koordinierung und Beschleunigung des Breitband-
ausbaus wurde die „Plattform Internetinfrastruktur Austria 
2030“ (PIA 2030) ins Leben gerufen, die dazu dient, den Breit-
bandausbau zu koordinieren und zu beschleunigen. 

1.  Technische Meilensteine der Telekommunikation  
in Österreich

1866 Gründung der Österreichischen Post- und Telegraphenver-
waltung (PTV) in der Doppelmonarchie Österreich-Ungarn.

1881 Beginn der Telekommunikation in Österreich.
Die Wiener Privat Telegraphen Gesellschaft betrieb erste 
Telefonanlagen in Wien.

1903 Der erste „Telefonautomat“ ging am 17. August 1903 im 
Wiener Südbahnhof in Betrieb.

1910–1970 Automatisierung der Vermittlung in der PTV.

1945 Nach Ende des 2. Weltkrieges waren neun verschiedene Wähl-
systeme im Einsatz, z.B., das „Wiener“, das „Grazer“ oder das 
„Badener“ System sowie die Systeme „29“, „34“ und „40“.

1945 33.364 Telefonanschlüsse in Österreich.

1947 Gründung des Fernmeldetechnischen Zentralamtes (FZA).

8. 5. 1948 Die PTV erließ die Richtlinien für das neue landesweit 
 einheitliche Wählsystem 48.

1949 Gründung der Fernmeldezentralbauleitung (FZB) und des 
Fernmeldezeugwesens (F-Zeug).

1949 Erste Versuche mit Autofunkgeräten, infolge entstand der Be-
triebsInterne AutoFunk (BIAF). BIAF stand bis 1995 in Betrieb.

1957 Das Wählsystem W48HK ging in Betrieb.

1972 Umstellung der letzten Telefone auf Selbstwählverkehr.

1974 Inbetriebnahme des öffentlich beweglichen Landfunkdienstes 
öbL-B, im 2m Band (150 MHz). Das B-Netz war das erste 
mobile-Funktelefonnetz in Österreich.
Die ersten Mobiltelefone gab es 1974 nur als Autotelefon.

1975 Inbetriebnahme des öPR (öffentlicher Personenrufdienst), 
umgangssprachlich als „Pager“ oder „Piepserl“ bezeichnet.

1978 Beginn der Digitalisierung des Telefonnetzes durch die PTV.

1978 Gründung der Österr. Fernmeldetechnische Entwicklungs- 
und Förderungs-GesmbH (ÖFEG).

1981 Entscheidung für die Anpassung des digitalen Wählsystems 
DMS100 des kanadischen Herstellers Nortel (in Österreich 
OES-D) und des deutschen elektronischen Wählsystem EWS-D 
(Siemens) (in Österreich OES-E) für den österreichischen Markt.
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1983–1986 Feldversuche mit digitalen Vermittlungsstellen der PTV.  
Mitte 1985 wurden erste OES-Ämter aufgebaut und 1986 dem 
öffentlichen Verkehr übergeben.

1984 Das C-Netz, ein Mobilnetz im 70 cm Band, wurde in Betrieb 
genommen. 

1990 Das D-Netz, im 900 MHz Bereich, wurde als Übergangslösung 
in Betrieb genommen.

1991 Erste Feldversuche mit der GSM-Technologie („2G- Standard“) 
im Großraum Wien. Es handelte sich um das erste digitale 
Mobilfunksystem. Bald waren weite Teile des Bundesgebietes 
erschlossen.

1992 ISDN ist in Österreich verfügbar.

1993 GSM steht flächendeckend in Österreich zur Verfügung.

1. 1. 1993 Liberalisierung des Fernmeldewesens durch Ausgliederung 
der Fernmeldehoheitsverwaltung aus dem Bereich der PTV.

1. 1. 1995 Liberalisierung des Telekommunikationsmarktes infolge des 
EG-Beitritts Österreichs.
Alternativnetzanbieter durften Direktanschlüsse vergeben.

1996 Landesweite Umschaltung auf OES: 1996 erfolgte die Abschal-
tung der letzten analogen Vermittlungsstellen in der Fernnetz-
ebene. Auf Ortsnetzebene dauerte es einige Jahre länger.

24. 9. 1999 Fertigstellung der Umschaltung auf digitale 
 Vermittlungs stellen.

1999 Einführung eines neuen Übertragungsverfahrens (ADSL) für 
Breitband-Internet in Österreich.

2000 Mit Jahresbeginn ist die Mitnahme der mobilen Rufnummer 
möglich. Eine Vielzahl von alternativen Telefonnetz-Anbietern 
war bereits am österreichischen Markt aktiv.

2002 Erstes UMTS-Netz („3G-Standard“) in Österreich und Europa.

2006 Aufgrund der wachsenden Nachfrage nach breitbandigen In-
ternetdiensten erfolgt vermehrter Ausbau mit Glasfaser kabel 
zur Datenübertragung.

2009 Ausbau großer Städte mit Glasfasernetz: Villach (2009), 
 Klagenfurt (2010), 15. und 19. Bezirk in Wien (2011).

2012 Erste LTE Netze („4G-Standard“) nehmen in Österreich den 
Betrieb auf.

2015 Förderung zur Beschleunigung des Glasfaser ausbaus von 
2015 bis 2018 durch die „Breitbandmilliarde“.

2019 Vergabe der ersten Frequenzbereiche für den Mobilfunk der 
5. Generation („5G-Standard“).

2020 Erste 5G-Netze nehmen in Österreich den Betrieb auf.

2021 Im April 2021 beschloss die österr. Bundesregierung 1,4 Mrd. 
Euro für den Breitbandausbau mit dem Ziel, Österreich bis 
2030 flächendeckend mit schnellem Internet zu versorgen.

Quellen: bmlrt.gv.at, APA-OTS, wikipedia.org, 2021.

2.  Meilensteine der Telekommunikationsverwaltung  
in Österreich 1)

1865  Gründung des und Beitritt Österreichs zum  Internationalen 
Telegraphenverein, heu te: Internationale Fernmeldeunion (ITU).

1866  Gründung der Österreichischen Post- und Telegraphenver-
waltung (PTV), einer Sonderabteilung für Post und Telegraphie 
im Handelsministerium in der Doppelmonarchie Österreich-
Ungarn. Die PTV gliederte sich in drei Sparten: Post, Telekom-
munikation sowie Organisation und Personal.

1887 Am 7. Oktober 1887 erließ das k. k. Handelsministerium die 
erste „Telegraphenverordnung“. Die k. k. Post- und Telegra-
fenverwaltung bekam die Zuständigkeiten für das Telefon. 
Über 100 Jahre lang war die Telekommunikation der staat-
lichen Verwaltung unterstellt.

1895  Verstaatlichung der elf privat betriebenen Telefonnetze und 
Übernahme durch die PTV.

1949  Das erste Fernmeldegesetz tritt in Kraft.

1959  Gründung der Conférence Européenne des Administrations 
des Postes et des Télécommunications (CEPT).

1961 Internationale Konferenz der ITU in Stockholm (UKW/TV) mit 
der Festlegung eines Frequenzplans für die Rundfunkverbrei-
tung in der Regionalzone „Europa/Afrika“.

1978  Gründung der „Österreichischen Fernmeldetechnische 
 Entwicklungs- und Förderungsgesellschaft m.b.H.“ (ÖFEG).

1984/85 Konferenz der Internationalen Fernmeldeunion (ITU) in Genf:  
Adaptierung des internationalen Frequenzplans, der sog. Gen-
fer Bandplan (Wellenplan) (1984 GE84), der das  Stockholmer 
Abkommen von 1961 (ST 61) ergänzt, mit dem Ziel der 
 Erweiterung des UKW Bandes.

1988 Gründung eines europäischen Normungsinstitutes für Tele-
kommunikation (ETSI - European Telecommunications Stan-
dards Institute) auf Initiative der CEPT.

1. 1. 1993 Organisatorische Trennung der hoheitlichen von den betrieb-
lichen Aufgaben im Fernmeldewesen:
Ausgliederung der Aufgaben der Fernmeldehoheitsverwaltung 
aus der PTV durch Übernahme in das Bundesministerium für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr, Sektion IV. Das Bundes-
ministerium war die Oberste Fernmeldebehörde.

1. 4. 1994  Das Fernmeldegesetz 1993 tritt in Kraft.

1. 1. 1995  Der Beitritt Österreichs zur Europäischen Gemeinschaft be-
dingte die Liberalisierung des Telekommunikations-Marktes.

1. 5. 1996  Mit Inkrafttreten des Poststrukturgesetzes wurde die Post- 
und Telegraphenverwaltung (PTV) aus der  Bundesverwaltung 
ausgegliedert. Gründung der Post und Telekom Austria AG 
(PTA). Das gesamte Aktienkapital hielt die Post und Tele-
kommunikations-Beteiligungsverwaltungsgesellschaft (PTBG), 
eine Holdinggesellschaft im Besitz der  Republik  Österreich. 
Die heutigen Nach folgeunternehmen sind die Österreichische 
Post AG, die A1 Telekom Austria AG und die ÖBB-Postbus GmbH.

1996/97 Ab 1996/1997 erfolgte die Liberalisierung am Mobilfunk-Sektor.

25. 1. 1996  Das Ö-Call-Konsortium erwirbt die 1. private GSM 900 Mobil-
funklizenz in Österreich.
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1997  Das erste Telekommunikationsgesetz (TKG 1997) tritt in Kraft.

1997  Gründung der Telekom-Control-Kommission (TKK), einer 
Dienststelle des Bundeskanzleramtes, als Regulierungs-
behörde für den Telekom-Markt.

April 1997  Als Vorbereitung auf die Teilprivatisierung verkaufte die Post- 
und Telekom Austria AG (PTA AG) 25,001 % des Aktienkapitals 
der Mobilkom Austria AG an die Telecom Italia.

1998  Es erfolgte die vollständige Liberalisierung des Telekom-
Marktes in Österreich. Vollständige Aufhebung des Telefon-
monopols, auch für die Festnetztelefonie.

1998  Die Post- und Telekom Austria AG (PTA) wurde in die Unter-
nehmen Telekom Austria und in die Österreichische Post auf-
gegliedert.

2000  Rückwirkend per Jänner 2000 kam es zur Eingliederung der 
Post und Telekom munikationsbeteiligungs-Verwaltungs-
gesellschaft (PTBG) in die ÖIAG, einer zur Gänze im Besitz 
der Republik Österreich stehenden Industriegesellschaft.

21. 11. 2000  Es notierten erstmals Telekom Austria Aktien an der Wiener 
Börse und an der New York Stock Exchange (NYSE). Die ÖIAG 
hielt 44,4 % des Aktienanteils, die Telekom Italia 29,8 % und 
25,8 % befanden sich im Streubesitz.

2001  Gründung der Rundfunk- und Telekom Regulierungs-GmbH 
(RTR-GmbH).

2001  Einrichtung der Kommunikationsbehörde Austria  
(KommAustria), einer Dienststelle des Bundeskanzleramtes.

2003 Telekommunika tionsgesetz 2003 tritt in Kraft, ersetzt das 
TKG 1997.

8. 7. 2010  In Österreich wurden die beiden  Unternehmen Mobilkom 
Austria AG und Telekom Austria (TA) AG zu einem Unternehmen 
zusammengeführt, der A1 Telekom Austria AG.

1. 10. 2010  Die Kommunikationsbehörde Austria (KommAustria) wurde zu 
einer weisungsfreien Kollegialbehörde, bestehend aus fünf 
Mitgliedern.

21. 10. 2013  Die von der Rundfunk- und Telekom Regulierungs-GmbH 
(RTR) durchgeführte Versteigerung von rund 50 % der in 
 Österreich verfügbaren Mobilfunk-Frequen zen brachte einen 
Erlös von 2,014 Mrd. Euro.

2019  Die bundesweiten Mobilfunkbetreiber (A1, H3A und TMA) 
und lokale Anbieter (Mass Response, Liwest, Salzburg AG 
und Holding Graz) ersteigerten Frequen zbereiche für das 
neue 5G-Netz.

1. 1. 2020 Nach Gesetzesnovelle des TKG 2003, veröffentlicht im Dezem-
ber 2018, erfolgte die Zusammenlegung der 5 Fernmeldebehör-
den 1. Instanz (4 Fernmeldebüros und des Büros für Funkanlagen 
und Telekommunikationsendeinrichtungen) zu einem Fernmelde-
büro mit Sitz in Wien und bundesweiter Zuständigkeit.
Die bisherigen Standorte in den Bundesländern bestehen weiter.

7. 1. 2020  Durch die Novelle des Bundesministeriengesetzes wechselte 
die Zuständigkeit für die Regulierung des Post- und Telekom-
munikationswesens vom BMVIT in das BMLRT.

1) Die Österreichische Post- und Telegraphenverwaltung (PTV) ist hier deshalb angeführt, da sie bis zur 
endgültigen Liberalisierung des Post- und Telekom-Marktes in Österreich das Monopol innehatte. 
Quellen: www.bmlrt.gv.at, APA-OTS, wikipedia.org

3.  Überblick über die Regulierungsbehörden für 
das Telekommunikationswesen in Österreich 

In Österreich gibt es keine „einheitliche“ Regulierungsbe-
hörde für den Bereich Medien und Telekommunikation. Als 
Regulierungsbehörden sind die KommAustria, die TKK und 
die PCK eingerichtet.

• Die Kommunikationsbehörde Austria (KommAustria) ist 
die unabhängige und weisungsfreie Regulierungs- und 
Aufsichtsbehörde für die elektronischen Audiomedien 
und die elektronischen audiovisuellen Medien in Österreich.

• Die Telekom-Control-Kommission (TKK) ist in Österreich 
seit 1997 für die Regulierung des Telekommunikations-
marktes zuständig.

• Die Post-Control-Kommission (PCK) ist in Österreich seit 
2008 für die Regulierung des Post-Marktes zuständig.

Die RTR GmbH
Die Rundfunk- und Telekom Regulierungs-GmbH (RTR-GmbH) 
ist die Geschäftsstelle der KommAustria, der TKK sowie der 
PCK. Sie ist in diesen Bereichen den Behörden vollumfäng-
lich weisungsgebunden. Für einzelne Vollzugsaufgaben des 
Telekommunikationsgesetzes (TKG 2003) ist die RTR-GmbH 
selbst Behörde. Die RTR ist in zwei Fachbereiche unterteilt, 
den Fachbereich Medien „RTR.Medien“ sowie den Fachbe-
reich Telekommunikation und Post „RTR.Telekom.Post“. Jeder 
Fachbereich wird von einem Geschäftsführer geleitet. Der 
neunköpfige Aufsichtsrat setzt sich aus Vertreterinnen und 
Vertretern der beiden Behörden, des Bundeskanzleramtes 
(BKA) und des Bundesministeriums für Landwirtschaft, Regi-
onen und Tourismus (BMLRT) sowie der Belegschaft zusam-
men. Die RTR GmbH beschäftigt rund 100 Mitarbeiter.

Die Fernmeldebehörde
Im BMLRT ist die Sektion IV – Telekommunikation und Post, 
mit den Abteilungen Allgemeine Angelegenheiten – Telekom 
und Post (Abt. IV/1), Recht – Telekom (Abt. IV/2) und Tele-
kommunikationstechnik (Abt. IV/3) zuständig und übt die 
Dienstaufsicht über das Fernmeldebüro aus.

Das Fernmeldebüro ist Fernmeldebehörde 1. Instanz 
und eine nachgeordnete Behörde des BMLRT mit rund 120 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Das Fernmeldebüro ist 
zuständig für die Erteilung von Funkbewilligungen im Sinne 
des Telekommunikationsgesetzes (TKG), für die Frequenz-
koordinierung und Frequenzplanung, Prüfungen im Bereich 
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Amateurfunk; im Sinne des Funkanlagen- und Marktüberwa-
chungsgesetzes (FMaG) für die Marktüberwachung von Funk-
anlagen und im Sinne des Funker-Zeugnisgesetzes (FZG) für 
Prüfungen im Bereich Flugfunk, See- und Binnenschiffsfunk-
dienstes. Mehr dazu unter www.fb.gv.at .

4. Beschäftigte im Telekomsektor 

Bei der Anzahl der Beschäftigten im Telekommunikations-
sektor in Vollzeitäquivalenten (VZÄ) zeigt sich im Laufe der 
letzten drei Jahre eine stete Abnahme. Im Jahr 2020 gab 
es 11.598 VZÄ bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
und 1.070 VZÄ beim Leasingpersonal. Nicht berücksichtigt 
sind die Beschäftigten der Zulieferindustrie, externe Call-
center-Agents sowie ausgelagerte Arbeitsplätze.
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5. Festnetzanschlüsse 

Die Anzahl der klassischen Festnetz-Telefonanschlüsse in 
 Österreich nimmt konstant ab. Im 4. Quartal 2020 verfügten 
nur mehr 1,15 Mio. der österreichischen Haushalte und Un-
ternehmen über klassische Festnetzanschlüsse wie POTS, 
ISDN oder Multi-ISDN. Dazu kommen noch 1,147 Mio. VoBs.

VoB ist charakterisiert durch die Realisierung eines 
Sprachtelefonieanschlusses auf Grundlage eines Breitband-
anschlusses (Stand Alone oder im Bündel). Nicht zu VoB zählt 
Voice over Internet, bei dem ein Anbieter seine Dienste auf 
Basis des (Public) Internet zur Verfügung stellt, der Internet-
anschluss jedoch in der Regel von einem unabhängigen drit-
ten Unternehmen bereitgestellt wird, wie beispielsweise Skype. 

6.  Durchschnittlich aus dem Festnetz telefonierte 
Minuten

Im 4. Quartal 2020 wurden aus dem Festnetz pro Privatkun-
din und -kunden und Monat im Schnitt 25 Gesprächsminuten 
telefoniert und von Geschäftskundin und -kunden 438 Ge-
sprächsminuten, das sind 7 Stunden und 18 Minuten. Die 
Monatswerte errechnen sich lt. RTR GmbH aus einem Drittel 
der in einem Quartal aus dem Festnetz telefonierten Ge-
sprächsminuten, dividiert durch die Gesamtanzahl der Fest-
netzanschlüsse zum Ende des betreffenden Quartals.
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7. Genutzte SIM-Karten 

In der Grafik ist die Anzahl der genutzten, aktiven SIM-Kar-
ten (Prepaid und Postpaid) dargestellt. Bei Prepaid gilt ab 
dem 4. Quartal 2017 eine SIM-Karte nur dann als aktiv, wenn 
mindestens einmal im Quartal eine Aktivität erfolgt ist. Eine 
Postpaid-SIM-Karte gilt dann als aktiv, wenn eine Kundin oder 
ein Kunde einen gültigen Vertrag innehat.

Ab dem 1. Quartal 2018 wird zwischen reinen Datenta-
rifen und sonstigen Tarifen unterschieden. Es werden auch 
M2M-SIM-Karten extra dargestellt. Im 4. Quartal 2020 gab es 
2,287 Mio. SIM-Karten mit Datentarifen, 10,682 Mio. SIM-Kar-
ten mit sonstigen Tarifen und 6,243 Mio. M2M-SIM-Karten. Der 
stete Anstieg der M2M-SIM-Karten über die letzten Jahre zeigt 
die Zunahme der Anwendungen im „Internet der Dinge“.

Die Abkürzung M2M steht für „Machine-to-Machine“- 
Kommunikation. Dabei handelt es sich um einen automatisier-
ten Informationsaustausch zwischen Maschinen, Fahrzeugen, 
Automaten etc. untereinander und/oder mit einer zentralen 
Leitstelle. Einsatzgebiete von M2M Applikationen liegen in 
Transport und Logistik, im Flottenmanagement, in der Ge-
bäudetechnik, im Alarm und Sicherheitsbereich, im Intelligen-
ten Energie-Management, in Smart Citys, Smart Home und 
im Gesundheits- und Freizeitbereich. 

8. Mobilfunk-Minuten und SMS pro Monat 

Mobilfunk-Teilnehmende telefonierten im 4. Quartal 2020 pro 
Monat durchschnittlich 222 Minuten und sendeten im Schnitt 11 
SMS. Die Gesprächsminuten stiegen im Coronajahr 2020 über 
20 % an, die Zahl der SMS fiel. Insgesamt wurden im 4. Quar-
tal 2020 rund 342 Mio. technisch gemessene SMS verschickt. 
Diese beinhalten auch die im Grundentgelt oder in Flatrates 
enthaltenen SMS.

Die Werte errechnen sich lt. RTR GmbH aus der Di-
vision von Quartalswerten für Minuten bzw. SMS durch drei 
Monate und durch Anzahl der SIM-Karten. Dabei werden 
nur jene SIM-Karten berücksichtigt, die nicht reinen Daten-
tarifen zuzurechnen sind. 
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9. Breitbandanschlüsse in den Haushalten 2020 

Die rasante Entwicklung der Informations- und Kommunika-
tionstechnologien hat auch Österreichs Gesellschaft struk-
turell verändert. Im Jahr 2020 hatten neun von zehn Haus-
halten eine Breitbandanschluss. In jenen Haushalten, in denen 
zumindest ein Kind lebt, haben praktisch alle einen Internet-
zugang. In den meisten Haushalten (51 %) werden feste und 
mobile Breitbandanschlüsse komplementär benützt. In nur 
16 % der Haushalte ist die mobile Breitbandverbindung ein 
Substitut zur festen Breitbandverbindung. 22 % der Haus-
halte besitzen hingegen nur eine feste Breitbandverbindung.
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11.  Festnetzverfügbarkeit für die Haushalte in den 
 Bundesländern, Q4/2020 

In Österreich wird eine Grundversorgung mit Festnetz-Breit-
band für nahezu alle (99 %) der rund 3,9 Mio. Haushalte 
 angeboten. Die NGA-Verfügbarkeit (> 30 Mbit/s) liegt bei 
90 %. Die Verfügbarkeit mit ultraschnellen Anschlüssen 
(> 100 Mbit/s) liegt bei 81 % und Gigabit-fähige Anschlüsse 
(> 1.000 Mbit/s) sind aktuell für 45 % der Haushalte verfüg-
bar. Betrachtet man die Breitbandverfügbarkeit auf 
 Bundesländerebene, so zeigt sich für Österreich bei der Ver-
fügbarkeit ein differenzierteres Bild. Einzelne Bundesländer, 
wie Wien (92 %), Tirol (61 %), Vorarlberg (54 %) und Salzburg 
(51 %), können sich bei der Versorgung mit Gigabit-fähigen 
Anschlüssen schon heute mit den besten Ländern Europas 
messen.

10. Der Breitbandatlas 

Der Breitbandatlas ist die zentrale Informationsplattform des 
Bundes über die Breitbandversorgung in Österreich. Anhand 
von Landkarten wird die Versorgung für feste und mobile Breit-
bandnetze öffentlich zugänglich gemacht.

Abfragen sind im „Festnetz“, im „Mobilfunknetz“ und 
im „Geförderten Ausbau“ möglich. Beim geförderten Ausbau 
handelt es sich um die Ausbaugebiete, wo derzeit ein geför-
derter Ausbau stattfindet und die von der Breitband-Förde-
rung profitieren. Die Ergebnisse sind in Download-Raten nach 
fünf Stufen in Mbit/s quantifiziert. Checken Sie die Bandbreite 
ihrer Internet-Verbindungen unter www.breitbandatlas.gv.at.
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12.  Breitbandanschlüsse nach Technologie 2012–2020 

Die Festnetz- und Mobilfunktechnologien zusammen ergeben 
in Österreich bereits rund 11,3 Mio. Breitbandanschlüsse. 
Bereits mehr als drei Viertel aller Breitbandanschlüsse werden 
in den Mobilfunknetzen (Smartphones und Mobiles Breit-
band) realisiert. Aus der Abbildung ist ein deutlicher und 
kontinuierlicher Anstieg der Anzahl der Smartphones in den 
Jahren 2012 bis 2020 erkennbar. In den letzten Jahren ist je-
doch eine Abflachung des Wachstumstrends erkennbar.

Leitungsgebundenes Breitbandinternet verzeichnet 
in den letzten Jahren mit insgesamt 2,5 Mio. Anschlüssen nur 
geringe Zuwachsraten. Allerdings ist ein Trend hin zu leis-
tungsfähigeren Technologien erkennbar.

Während die Zahl der xDSL-Anschlüsse 2020 im Ver-
gleich zu den Zahlen drei Jahre davor um 9 % auf rund 1,4 Mio. 
Anschlüsse zurückging, ist die der DOCSIS-Technologie um 
13 % auf über 0,9 Mio. Anschlüsse gestiegen. Insbesondere in 
der Kategorie der FTTP-Anschlüsse wurde in den letzten drei 
Jahren die Anzahl der Anschlüsse auf über 105.000 mehr als 
verdoppelt. Mit einem Anteil von 4 % aller leitungsgebundenen 
Anschlüsse allerdings immer noch auf einem sehr niedrigen 
Niveau. 

13.  Breitbandanschlüsse nach Download- 
Geschwindigkeit 2012–2020 

Insgesamt wird in Österreich auch das Potential der zur Ver-
fügung stehenden Bandbreiten nur teilweise genutzt. Von 
den über 2,5 Mio. Festnetz-Breitbandanschlüssen beziehen 
im Jahr 2020 erst 60 % der Kundinnen und Kunden Produkte 
mit einer Geschwindigkeit von mehr als 30 Mbit/s und nur 21 % 
Produkte mit Geschwindigkeiten von mehr als 100 Mbit/s. Den-
noch ist in Österreich ein Trend zu höheren Bandbreiten deut-
lich erkennbar. Die Anzahl der Anschlüsse mit einer Übertra-
gungsgeschwindigkeit von mehr als 100 Mbit/s verzeichnete 
im Vergleich zu den Werten von vor drei Jahren mit einer 
2,5-Fachung die höchste Zuwachsrate aller Kategorien.
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14.  Durchschnittlicher Datenverbrauch pro Monat 
in Gigabyte 2017–2020 

Über feste Breitbandanschlüsse wird im Durchschnitt über 
60 % mehr Datenvolumen übertragen als über mobile Breit-
bandanschlüsse. Im Jahr 2020 ist das monatliche Datenvolu-
men sowohl für feste als auch mobile Breitbandanschlüsse 
überdurchschnittlich stark angestiegen (27 respektive 40 % 
im Vergleich zum Vorjahr). Während ein durchschnittlicher 
Festnetzanschluss 175 Gigabyte im Monat verbraucht, sind 
es bei mobilen Breitbandschlüssen 108 Gigabyte. Bei Smart-
phone-Tarifen bzw. Datentarifen mit genauer Abrechnung 
nach Verbrauch werden monatlich lediglich 7 Gigabyte hinauf- 
und heruntergeladen.

15.  Neuversorgte Wohnsitze durch geförderten 
Breitbandausbau 2015–2020 

Von den bis Ende 2020 gewährten Förderungen der Initiative 
Breitband Austria 2020 werden in den kommenden Jahren 
insgesamt 1,1 Mio. Bürgerinnen und Bürger in mehr als 1.280 
Gemeinden unmittelbar profitieren. Die A1 Telekom Austria 
AG ist mit dem Ausbau ihrer FTTC-Technologie (Ausbau 
größtenteils in den Kategorien ≥ 30 Mbit/s und teilweise in 
≥ 100 Mbit/s) der einzige bundesweite Förderungsnehmer. 

Seit der Gründung der Landesgesellschaften wird 
insbesondere in Niederösterreich, Oberösterreich, Tirol, der 
Steiermark und seit 2020 auch in Kärnten der Glasfaseraus-
bau direkt bis zu den Endkundinnen und Endkunden forciert.
Dadurch rücken in diesen Bundesländern zunehmend Aus-
bauvarianten in den Vordergrund (FTTP), die – wie in der 
Breitbandstrategie 2030 vorgesehen – konsequent auf den 
Glasfaserausbau bis ins Gebäude setzen und dabei mögliche 
Brückentechnologien überspringen. 
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17.  Gemeinden mit gefördertem Breitbandausbau
2015–2020

Die Österreichkarte zeigt die Gemeinden, die vom geförder-
ten Internet-Breitbandausbau 2015 bis 2020 profitierten. 

18.  5G-Versorgung der Haushalte auf
Gemeindeebene

In Österreich steht im 4. Quartal 2020 bei 58 % der rund 3,9 
Mio. Haushalte eine 5G-Mobilfunkversorgung. Betrachtet 
man jedoch die räumliche Abdeckung der 5G-Mobilfunkver-
sorgung zeigt sich, dass in Österreich derzeit vor allem die 
Ballungsgebiete mit 5G versorgt werden.

16.  Festnetzversorgung der Haushalte nach
 regionaler Klassifikation

Politisch-administrativ ist Österreich in neun Bundesländer 
untergliedert, welche sich in 94 Politische Bezirke und zwar 
in 15 Statutarstädte und 79 Landbezirke gliedern. Auf unter-
ster Verwaltungsebene gibt es 2.095 Gemeinden (Österrei-
chischer Gemeindebund, Statistik Austria; Stand: 29.7.2021).

Eine regionale Klassifikation ist die Typologie „ Degree 
of Urbanisation“ auf Gemeindeebene der EK. Jede Gemein de 
in Österreich wird einem Raumtyp zugeordnet. Dieser basiert 
auf einer Analyse der Bevölkerungsdichte und definiert die 
Gemeindegebiete als „Städte“, „Kleinere Städte & Vororte“ 
oder „Ländliche Gebiete“ (Eurostat, 2018).

Österreich umfasst eine Fläche von 83.883 km2, wovon 
im Jahr 2015 nach der Typologie des „Degree of Urbanisation“ 
rund 7,1 % auf überwiegend „Städte“, 17,6 % auf „kleinere Städte 
und Vororte“ und 75,3 % auf „ländliche Gebiete“ entfallen.

Das Breitbandbüro im BMLRT hat die Breitbandver-
sorgung in den drei regionalen Klassifikationen des „Degree 
of Urbanisation“ untersucht. Während in „Städten“ die Giga-
bit-Versorgung 85 % der Haushalte umfasst, liegt sie in 

„ländlichen Gebieten“ erst bei knapp über 15 %. Es zeigt sich 
jedoch, dass der Lenkungseffekt der Initiative Breitband 
Austria 2020 funktioniert und der geförderte Ausbau tatsäch-
lich dort erfolgt, wo er aufgrund der ländlichen Strukturen 
und der damit einhergehenden niedrigen Wohnsitzdichte 
marktwirtschaftlich nicht darstellbar ist. 
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OES Österreichisches Elektronisches (Wähl-)System

ÖFEG Österr. Fernmeldetechnische Entwicklungs- und 
 Förderungsgesellschaft m.b.H.

ÖIAG Österreichischen Industrieholding Aktiengesellschaft 

PCK Post-Control-Kommission

PMG Postmarktgesetz

POTS Plain Old Telephone Service

PTA Post und Telekom Austria AG

PTBG Post- und Telekommunikationsbeteiligungs- 
Verwaltungsgesellschaft

PTV Österreichische Post- und Telegraphenverwaltung

RTR GmbH Rundfunk- und Telekom Regulierungs-GmbH

SIM Subscriber Identification Module

SMS Short Message Service

TKG Telekommunikationsgesetz

TKK Telekom-Control-Kommission

TV Television

UMTS Universal Mobile Telecommunications System

VoB Voice-over-Broadband

VoIP Voice over Internet Protocol

VZÄ Vollzeitäquivalente

xDSL x Digital Subscriber Line

19. Abkürzungen im Telekommunikationswesen

5G 5. Generation des Mobilfunks

ADSL Asymmetrical Digital Subscriber Line

BBA 2020 Programm Breitband Austria 2020 

BIAF BetriebsInterner AutoFunk

BKA Bundeskanzleramt

BMLRT Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und Tou-
rismus

BMVIT Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie

CEPT Conférence Européenne des Administrations des Postes et 
des Télécommunications (Konferenz der europäischen Post- 
und Fernmeldeverwaltungen)

DOCSIS Data Over Cable Service Interface Specification

EG Europäische Gemeinschaft

ETSI European Telecommunications Standards Institute

EWS-D Elektronisches Wählsystem Digital 

FMaG Funkanlagen-Marktüberwachungs-Gesetz

FTTC Fibre-To-The-Curb

FTTP Fiber-To-The-Premises

FZA Fernmeldetechnisches Zentralamt

FZB Fernmeldezentralbauleitung

F-Zeug Fernmeldezeugwesen

FZG Funkerzeugnisgesetz

GByte Gigabyte

GSM Global System for Mobil Communication

ISDN Integrated Services Digital Network 

IMSI International Mobile Subscriber Identity

ITU International Telecommunication Union  
(Internationale Fernmeldeunion)

KOG KommAustria-Gesetz

Komm 
 Austria 

Kommunikationsbehörde Austria

LTE Long Term Evolution

M2M „Machine-to-Machine“-Kommunikation

Mbit/s Megabit pro Sekunde

MHz Megahertz

Multi-ISDN Multi - Integrated Services Digital Network 

NGA Next Generation Access

ÖBAG Österreichische Beteiligungs AG

ÖBIB Österreichische Bundes- und Industrie beteiligungen GmbH
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Als Anerkennungspreis für besondere Leistungen 
im Zivildienst wurde der „Zivildiener des Jahres“ mit Landes-
siegern und einem Bundessieger ins Leben gerufen.

Organisiert und verwaltet wird der Zivildienst von der 
Zivildienstserviceagentur (ZISA), einer Dienststelle des Bun-
desministeriums für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus. 
Zuvor war die ZISA im Innenministerium angesiedelt. Zu den 
Kernbereichen der ZISA zählen vor allem die Feststellung der 
Zivildienstpflicht, Zuweisung der Zivildienstpflichtigen zu den 
Einrichtungen und die Auszahlung der Beträge an Zivildienst-
leistende und Einrichtungen. Informa tion, Service und Kunden-
orientiertheit für eine möglichst wunschgemäße Ableistung 
des Zivildienstes für die Zivildienstpflichtigen und Träger-
organisationen stehen bei der ZISA im Mittelpunkt. Weitere 
Informationen unter www.zivildienst.gv.at

Zivildienst 
Unverzichtbar für die Gesellschaft und die  Regionen

Der Zivildienst ist unverzichtbar. Zivildienstleistende erbringen 
Leistungen für gemeinnützige Einrichtungen und stärken 
damit unser Sozial- und Gesundheitssystem. Sie unterstützen 
Menschen, die sich in Notlagen befinden oder auf fremde 
Hilfe angewiesen sind, und sammeln dabei selbst wichtige 
Erfahrungen und Kompetenzen. Der Zivildienst ist auch Re-
gionaldienst. Viele Zivildienstleistende engagieren sich nach 
dem Zivildienst ehrenamtlich in Einrichtungen ihrer Region. 
In Krisenzeiten stellt der außerordentliche Zivildienst eine 
wichtige Ressource dar. In Österreich besteht für männliche 
 österreichische Staatsbürger die Wehrpflicht. Der Zivildienst 
ist ein Wehrersatzdienst. Voraussetzungen zur Ableistung 
eines Zivil dienstes sind die Tauglichkeit, die bei der Stellung 
befunden wurde, sowie die rechtzeitige Abgabe der Zivil-
diensterklärung. Das Recht, diesen Wehrersatzdienst wahr-
zunehmen, haben jene jungen Männer, die es aus Gewis-
sensgründen ablehnen, Waffengewalt  gegen Menschen 
anzuwenden.

Bei der Stellung beim Militärkommando wird die Eig-
nung zum Wehrdienst ermittelt. Mit der Zivildiensterklärung 
wird bekannt gegeben, die Wehrpflicht aus Gewissensgrün-
den nicht erfüllen zu können. Nach Abgabe der Zivildienst-
erklärung wird ein Bescheid über die Feststellung der Zivil-
dienstpflicht zugesandt. Die Zivildienstserviceagentur spricht 
über die Zuweisung zu einer Zivildienst-Einrichtung nach 
Maßgabe freier Plätze, persönlicher Eignung und Erforder-
nisse des Zivildienstes ab. 

Die Dauer des ordentlichen Zivildienstes beträgt neun 
Monate. Zu diesem sind alle Zivildienstpflichtigen  verpflichtet, 
die das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Die Pflicht, 
außerordentlichen Zivildienst zu leisten, erlischt mit der Voll-
endung des 50. Lebensjahres.

Der Erfolg des Zivildienstes basiert in erster Linie auf dem 
Engagement der Zivildienstleistenden während  ihres Diens-
tes. Wichtig ist aber auch die gute Zusammenarbeit der Zivil-
dienstserviceagentur mit den  beteiligten Institutio nen – dies 
sind die Trägerorganisationen und die Ämter der Landesregie-
rungen samt dazugehörigen Bezirksverwaltungsbehörden. Her-
vorzuheben ist auch die gute Zusammenarbeit mit den Militär-
kommanden und dem Heerespersonalamt.

1. Verhältnis Zivildienst zu Wehrdienst 2020

Der Zivildienst erfreut sich in Österreich stetig wachsender 
Beliebtheit. Im Jahr 2020 betrug das Verhältnis Zivildienst 
zu Wehrdienst schon 48,6 % für den Zivildienst und 51,4 % 
für den Wehrdienst.
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2010 Durch die ZDG-Novelle 2010 können Zivildienst pflichtige 
 unter gewissen Umständen (etwa für die Ausübung der Jagd) 
eine Ausnahmegenehmigung vom Waffenverbot erhalten. 
Wenn Zivildienstpflichtige nach Ableistung des  Zivildienstes 
eine Laufbahn etwa bei der Polizei oder Justizwache anstreben, 
ist das Erlöschen der Zivildienstpflicht möglich.

2013 2013 konnten die Stimmberechtigten in Österreich bei  einer 
Volksbefragung abstimmen, ob sie „die Einführung eines 
Berufsheeres und eines bezahlten freiwilligen Sozialjahres“ 
oder „die Beibehaltung der allgemeinen Wehrpflicht und des 
Zivildienstes“ befürworten. Die Beibehaltung der  allgemeinen 
Wehrpflicht und die gleichzeitige Aufrechterhaltung des 
 Zivildienstes wurden von 59,7 Prozent der  Stimmberechtigten 
favorisiert.

2013 Seit 2013 wird – wenn bestimmte Rahmenbe dingungen erfüllt 
sind – die Leistung eines Freiwilligen Sozialen Jahres (FSJ), 
Freiwilli gen Umweltschutzjahres (FUJ) oder  eines Gedenk-, 
Friedens- und  Sozialdienstes im Ausland als Ersatz für den 
Zivildienst angerechnet.

2016 2016 wurden durch Novellen des Zivildienstgesetzes und 
des Freiwilligengesetzes die Freiwilligendienste im In- und 
Ausland im Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, 
Pflege und Konsumentenschutz gebündelt.

Jänner 
2020

Die Angelegenheiten des Zivildienstes sind mit Inkrafttreten 
der Novelle des Bundesministeriengesetzes Nr. 8/2020 in 
das Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und 
Tourismus (BMLRT) übergeleitet worden.

März 2020 Während der Corona-Pandemie im Jahr 2020 wurde erstmals 
in der Geschichte des Zivildienstes der außerordentliche 
 Zivildienst ausgerufen. Anfang April 2020 traten rund 3.500 
außerordentliche Zivildienstleistende den Dienst an. Davon 
waren rund 2.000 ehemalige Zivildienstleistende, die sich 
freiwillig zum außerordentlichen Zivildienst gemeldet  hatten, 
sowie rund 1.500 Männer, die nach Ableistung des regulären 
Zivildienstes für drei Monate zum außerordentlichen Zivildienst 
verpflichtet wurden. 
Im Mai 2020 begannen rund 1.000 weitere  Zivildienstleistende, 
die sich freiwillig gemeldet hatten, den Dienst. Die außer-
ordentlichen Zivildienstleistenden unterstützten vor allem 
den Gesundheits-, Pflege- und Sozialbereich. Mit 31. Juli 2020 
 endete der außerordentliche Zivildienst.

2021 Einführung der Teiltauglichkeit ab Jänner 2021.

Quellen: BMLRT (Abt. Präs. 5), APA-OTS, Mai 2021

2. Zeittafel Zivildienst in Österreich

1955 Einführung der allgemeinen Wehrpflicht mit Dauer von neun 
Monaten für männliche österreichische Staatsbürger als Basis 
der militärischen Landesverteidigung.

1955–1975 Wenn ein Wehrpflichtiger den Dienst mit der Waffe ablehnte, 
konnte er unter Berufung auf Gewissensgründe einen Antrag 
stellen, um vom Waffendienst freigestellt zu werden. Wurde 
dem Antrag stattgegeben, so hatte der Wehrpflichtige einen 
Dienst ohne Waffe innerhalb des Bundesheeres zu leisten. 
Zwischen 1956 und 1974 wurden von insge samt 3.277 Anträgen 
3.266 genehmigt, was gerade einmal 0,45 % der Wehrpflich-
tigen be traf. Der „ordentliche Präsenzdienst ohne Waffe“ 
dauerte zwölf Monate und war um drei Monate länger als der 
Dienst mit der Waffe.

1971 1971 wurde die Etablierung eines Zivildienstes erstmals in 
ein Regierungsprogramm geschrieben, im Jahr darauf eine 
Regierungsvorlage zum Zivildienstgesetz eingebracht.

1975 Am 6. März 1974 erfolgte der Beschluss des Zivildienst-
gesetzes, das mit 1. Jänner 1975 in Kraft trat. Die mit dem 
 Zivildienst  verbun denen Belastungen und die Besoldung des 
Zivildienst pflichtigen sollten so weit wie mög lich jenen des 
Wehrdienstes entsprechen. Im Jahr 1975 leisteten 344 Män-
ner den Wehrersatzdienst.

1975–1991 Wehrdienstverweigerer mussten ihre Gewissensvorbehalte 
vor einer Kommission glaubwürdig begründen.

1986 1986 erfolgte die Wiederverlautbarung als Bundesgesetz 
über den Zivildienst (Zivildienstgesetz 1986–ZDG). 

1991 Mit der Novelle des Zivildienstgesetzes 1991 kam die 
 Abschaffung der „Gewissensprüfung“ vor einer Kommission. 
Seitdem reicht eine formelle Erklärung aus, um zum Zivildienst 
zugelassen zu werden.

1992 Seit 1992 ist ein Auslandsdienst (Gedenk dienst,  Sozialdienst 
oder Friedensdienst) als Ersatz für den ordentlichen Zivildienst 
möglich. Der Auslandsdienst dauerte zwölf Monate.  
Am 1. September 1992 trat der erste österreichische Gedenk-
diener seinen Dienst im Museum Auschwitz-Birkenau an.

1997 Verlängerung des Zivildienstes auf zwölf Monate.

2002–2005 Vom 1. April 2002 bis zum 30. Sep tem ber 2005 war die 
 Zivildienstverwaltungs-   Ges.m.b.H im Auftrag des Innen-
ministeriums für die Zuweisung von Zivildienstpflichtigen 
zuständig.

2004 Auf Empfehlungen der Bundesheerreformkommission wurde 
der Wehrdienst auf sechs Monate verkürzt.

2005 Mit der ZDG-Novelle 2005 wurde die Zivildienstservice-
agentur (ZISA) als zuständige Bundesbehörde für den Voll-
zug des Zivildienst gesetzes eingerichtet. Berufungsbehörde 
war weiterhin das Innenministerium.

2006 Mit der Kürzung des Präsenzdienstes auf sechs Monate 
wurde auch die Dauer des Zivildiens tes reduziert und zwar 
mit Jänner 2006 auf die bis heute gültigen neun Monate.

2008 Seit 2008 werden die „Zivildiener des Jahres“ für heraus-
ragende Leistungen im Rahmen des Zivildienstes ausgezeichnet. 
Dabei werden Landessieger und ein Bundessieger gekürt.
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3.  Allgemeine Entwicklung des Zivildienstes  
2000–2020

Im Jahr 2020, das von der Covid-19-Pandemie geprägt war, 
wurden 14.093 ordentliche Zivildienstleistende zugewiesen. 
Der Rekordbedarf der Einrichtungen, der mit 16.500 so hoch 
wie nie zuvor in der Geschichte des Zivildienstes war, konnte 
zu rund 85 % gedeckt werden. Insgesamt gab es rund 1.600 
Einrichtungen mit rund 3.000 untergeordneten Einsatzstel-
len (etwa Bezirksstellen).

4.  Zivildiensterklärungen – Vergleich der Jahre 
2017–2020 nach Bundesländern

Die Zahl der anerkannten Zivildienstpflichtigen ist von 
13.827 (Jahr 2017) auf 11.460 (Jahr 2020) zurückgegangen. 
Der Grund für den Rückgang ist in den geburtenschwachen 
Jahrgängen und in der damit verbundenen Verringerung der 
Anzahl der tauglichen Wehrpflichtigen zu sehen. Gab es im 
Jahr 2010 noch 39.571 taugliche Wehrpflichtige, waren es im 
Jahr 2020 nur mehr 23.565, also um rund 40 % weniger als 
noch im Jahr 2010.
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6. Zuweisungen zum Zivildienst 1995–2020

1980 wurden bereits über 3.000 Männer zum Zivildienst zu-
gewiesen. Mit Abschaffung der „Gewissensprüfung“ Anfang 
der 90er-Jahre stieg die Anzahl der Zivildienstleistenden von 
1990 (2.428) bis 1993 auf mehr als das Doppelte (5.450) an. 
Von 2010 bis 2020 sank die Anzahl der tauglichen Wehrpflich-
tigen aufgrund der geburtenschwachen Jahrgänge. Gab es 
im Jahr 2010 noch 39.571 taugliche Wehrpflichtige, waren es 
im Jahr 2020 nur mehr 23.565, also um rund 40 % weniger 
als noch im Jahr 2010. Im Jahr 2020 konnten 14.093 ordent-
liche Zivildienstleistende zugewiesen werden.

5.  Zivildiensterklärungen, Bedarf und Zuweisungen 
1995–2020

Die Einrichtungen meldeten 2020 einen Rekordbedarf von 
16.500, so hoch wie noch nie in der Geschichte des Zivil-
dienstes. Trotz geburtenschwacher Jahrgänge, der großen 
Zahl an Untauglichen, der alternativen Freiwilligendienste und 
dem vorübergehenden Aussetzen der Stellungen infolge des 
ersten Lockdowns aufgrund der Covid-19-Pandemie konnte 
der Rekordbedarf zu rund 85 % erfüllt werden.
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7.  Zuweisungen zum ordentlichen Zivildienst nach 
Dienstleistungssparten 2017–2020

Jährlich leisten rund 14.000 junge Männer den neunmonati-
gen Dienst ab. Im Jahr 2020 wurden 14.093 ordentliche Zi-
vildienstleistende den Trägerorganisationen zugewiesen. Die 
meisten Zivildienstleistenden waren im Rettungswesen einge-
setzt (40,7 %), gefolgt von der Sozial- und Behindertenhilfe 
(27,9 %) und der Altenbetreuung (10,8 %). Außerdem leiste-
ten Zivildienstleistende unter anderem in Krankenhäusern, im 
Katastrophenschutz, in Kindergärten, in der landwirtschaft-
lichen Betriebshilfe und in Flüchtlingseinrichtungen ihren 
Dienst für die Gesellschaft.

Die größte Trägerorganisation ist das Österreichische 
Rote Kreuz, gefolgt vom Arbeiter-Samariterbund.  Weitere 
große Träger sind die Lebenshilfe, Caritas, Diakonie, die 
 Johanniter und auch die Feuerwehrverbände. Österreichweit 
erfolgten im Jahr 2020 die meisten Zuweisungen in Wien 
(3.327), gefolgt von Oberösterreich (2.639) und Niederös-
terreich (2.338). Die Zuweisungen der Zivildienstpflichtigen 
in den Bundesländern und Regionen stellt einen wichtigen 
Faktor zur Stärkung des ländlichen Raums und zum Ausgleich 
des Stadt-Land-Gefälles dar.
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9.  Zuweisungen Zivildienstpflichtiger nach  
Bundesländern 2020

Fast ein Viertel der ordentlichen Zivildienstleistenden wurden 
2020 in Wien zugewiesen. Damit lag Wien an der Spitze der 
Zuweisungsstatistik, gefolgt von Oberösterreich, Niederös-
terreich und der Steiermark.

8. Einsatzgebiete der Zivildiener 2020

Im Jahr 2020 wurden 14.093 ordentliche Zivildienstleistende 
zugewiesen. Der  Einsatz der Zivildienstleistenden kam vor 
allem jenen Menschen zu Gute, die sich in Notlagen befanden 
oder auf Hilfe und Unterstützung angewiesen waren. Der 
größte Teil der Zivil dienstleistenden war im Rettungswesen 
eingesetzt (40,7  %), gefolgt von der Sozial- und Behinder-
tenhilfe (27,9 %) und der Altenbetreuung (10,8 %). Außerdem 
waren Zivildienstleistende u.a. in Krankenanstalten, im Zivil- 
und Katastrophenschutz, in der Kinderbetreuung, Flüchtlings-
betreuung, Jugendarbeit, als Schülerlotsen, in der landwirt-
schaftlichen Betriebshilfe, in inländischen Gedenkstätten und 
im Bereich Umweltschutz eingesetzt.
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10.  Anerkannte Zivildienst-Einrichtungen nach 
 Kategorien und Bundesländern 2020

Ende 2020 waren rund 1.600 Zivildienst-Einrichtungen 
mit rund 3.000 Einsatzstellen anerkannt. In den letzten 
 Jahren sind vor allem Einrichtungen im Bereich der Kinder-
betreuung hinzugekommen. Mit der steigenden Zahl der 
Träger organisationen wuchs auch der gemeldete Bedarf an 
Zivil dienstleistenden auf zuletzt 16.500. Trotz dieses Rekord-
niveaus konnte der Bedarf der Einrichtungen zu rund 85 % 
gedeckt werden.
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Weitere Informationen
Websites

BMLRT
• Bundesministerium für Landwirtschaft,  

Regionen und Tourismus  
bmlrt.gv.at

• Presse  
info.bmlrt.gv.at/service/presse.html

• Berichte und Broschüren des BMLRT  
info.bmlrt.gv.at/service/publikationen.html

• Zahlen und Fakten  
info.bmlrt.gv.at/service/zahlen-fakten.html

Initiativen, Kampagnen und Schwerpunkte
• Meine Region – Heimat. Zukunft. Lebensraum. 

www.meine-regionen.at
• Bewusst nachhaltig leben  

nachhaltigkeit.at
• DaFNE – Datenbank für Forschung zur Nachhaltigen 

 Entwicklung  
dafne.at

• netzwerk zukunftsraum land LE 14–20  
zukunftsraumland.at

• Auf geht’s – zum Comeback des heimischen Tourismus 
aufgehtstourismus.at

• Sichere Gastfreundschaft  
sichere-gastfreundschaft.at

• Das isst Österreich  
das-isst-österreich.at

• Traditionelle Lebensmittel in Österreich  
traditionelle-lebensmittel.at

• Wir Land- und Forstwirte  
landwirtschaft.at

• Innovation Farm – Farming for Future  
innovationfarm.at

• Grüner Bericht  
gruenerbericht.at

• Miteinander sicher auf Österreichs Almen  
sichere-almen.at

• Der Waldfonds – Das Zukunftpaket für unsere Wälder  
waldfonds.at

• Der österreichische Walddialog  
walddialog.at

• Leben mit Naturgefahren  
naturgefahren.at

• Schutzwald.at  
schutzwald.at

• Biber Berti – Leben mit Naturgewalten 
biberberti.com

• Wasseraktiv  
wasseraktiv.at

• Generation Blue  
generationblue.at

• Danube Day  
danubeday.at

• LIFE IRIS – Integrated River Solutions in Austria  
life-iris.at

• Neptun Wasserpreis  
www.neptun-wasserpreis.at 

Hochschule und Schulen sowie Dienststellen des BMLRT
• BMLRT-Plattform „Unsere Schulen“  

bmlrt.gv.at/schulen
• Hochschule für Agrar- und Umweltpädagogik Ober St. Veit  

haup.ac.at
• HBLFA und Forschungsanstalt für Gartenbau Schönbrunn 

und Österreichische Bundesgärten  
gartenbau.at

• HBLFA für Landwirtschaft Raumberg-Gumpenstein  
raumberg-gumpenstein.at

• HBLFA für Landwirtschaft, Landtechnik und  
Lebensmitteltechnik Francisco-Josephinum Wieselburg  
josephinum.at

• HBLFA für Landwirtschaft und Ernährung,  
Lebensmittel- und Biotechnologie Tirol  
hblfa-tirol.at

• HBLA für Landwirtschaft und Ernährung Sitzenberg  
hbla-sitzenberg.at

• HBLA für Landwirtschaft und Umwelt Ursprung  
ursprung.at

• HBLA und Bundesamt für Wein- und Obstbau  
Klosterneuburg  
weinobstklosterneuburg.at

• HBLA für Landwirtschaft und Ernährung Elmberg  
elmberg.at

• HBLA für Landwirtschaft und Ernährung Pitzelstätten  
pitzelstaetten.at

• HLBLA für Landwirtschaft St. Florian  
hlbla-florian.at
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• HBLA für Forstwirtschaft Bruck an der Mur  
forstschule.at

• Forstfachschule Traunkirchen  
forstfachschule.at

Dienststellen des BMLRT
• Bundesanstalt für Agrarwirtschaft und  

Bergbauernfragen 
bab.gv.at

• Bundeskellereiinspektion  
bundeskellereiinspektion.at

• Bundesamt für Weinbau (BAWB)  
bawb.at

• Bundesamt für Wald 
bundesamt-wald.at

• Forsttechnischer Dienst für Wildbach- und  
Lawinenverbauung  
die-wildbach.at

• Bundesamt für Wasserwirtschaft (BAW)  
baw.at

• Fernmeldebüro  
fb.gv.at

• Zivildienstserviceagentur (ZISA)  
zivildienst.gv.at

Gesellschaften und Organisationen
• Spanische Hofreitschule und Bundesgestüt Piber GesÖR  

srs.at
• Agrarmarkt Austria (AMA)  

ama.at
• Österreichische Agentur für Gesundheit und 

 Ernährungssicherheit GmbH (AGES)  
ages.at

• Landwirtschaftliche Bundesversuchswirtschaften GmbH  
bvw.at

• Bundesforschungs- und Ausbildungszentrum für Wald, 
Naturgefahren und Landschaft  
bfw.gv.at

• Österreichische Bundesforste AG  
bundesforste.at

• Österreichische Raumordnungskonferenz (ÖROK)  
oerok.gv.at

WebGIS und Datenbanken

Allgemein
• Geoportal INSPIRE Österreich  

geometadatensuche.inspire.gv.at

Regionalpolitik und Raumordnung
• ÖROK-Atlas (Österreichische Raumordnungskonferenz) 

oerok-atlas.at

Landwirtschaft
• Digitale Bodenkarte eBOD  

(Bundesforschungszentrum für Wald) 
bodenkarte.at
 - Landwirtschaftliche Böden –  

Bodenformen mit Profilstellen

Wasserwirtschaft und Schutz vor Naturgefahren
• WISA  

maps.wisa.bmlrt.gv.at
 - Nationaler Gewässerbewirtschaftsplan (NGP)
 - Hochwassergefahren und Risikokarten (GKRK)
 - Hydrographie (eHYD)
 - Naturgefahren (HORA - Natural Hazard Overview  

and Risk Assessment Austria)
• eHYD.gv.at 

ehyd.gv.at
 - Hydrographie Österreichs
 - Digitales Hydrographisches Jahrbuch

• Gemeindeportal der Wildbach- und Lawinenverbauung 
gemeindeportal.die-wildbach.at

• Naturgefahren.at  
naturgefahren.at/karten
 - Hochwasser und Wildbäche
 - Lawinen
 - Erosion und Steinschlag
 - Ereignischronik

Forstwirtschaft
• Waldentwicklungsplan  

waldentwicklungsplan.at
• Borkenkäfer Monitoring  

borkenkaefer.at
• Österreichische Waldinventur  

www.waldinventur.at
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Servicestellen des BMLRT

• Servicestellen des BMLRT  
info.bmlrt.gv.at/service/servicestellen.html

• Bürgerservice  
info.bmlrt.gv.at/service/servicestellen/buergerservice.html

• Tourismus-Servicestelle  
info.bmlrt.gv.at/themen/tourismus/gaesteinformationen/
tourismusservice.html

• Bergbauabteilungen – Kontakt  
info.bmlrt.gv.at/themen/bergbau/kontakte.html

• Breitbandbüro  
breitbandbuero.gv.at

• Fernmeldebüro  
fb.gv.at

• Zivildienstserviceagentur  
zivildienst.gv.at

Kontakt
Bürgerservice
Bundesministerium für Landwirtschaft,  
Regionen und Tourismus (BMLRT)
Stubenring 1
1010 Wien
Österreich

Das Bürgerservice ist telefonisch von Montag bis Freitag 
von 08:00 bis 14:00 Uhr an Arbeitstagen für Sie erreichbar: 
• Servicetelefon: 0800 500 198
• E-Mail: service@bmlrt.gv.at

Bestellhinweis
Diese Broschüre ist als Download oder als Druckerzeugnis 
(vorbehaltlich Verfügbarkeit) erhältlich.
• Als pdf-Download unter  

info.bmlrt.gv.at/service/publikationen/allgemein.html
• Als gedruckte Ausgabe (vorbehaltlich Verfügbarkeit)  

auf Bestellung per E-Mail unter service@bmlrt.gv.at  
oder telefonisch beim Bürgerservice unter 0800 500 198.

Bergbau
• Bergbauinformationssystem – BergIS  

bergis.rmdatacloud.com/compact

Telekommunikationswesen
• Breitbandatlas  

breitbandatlas.gv.at

Social Media

 Facebook
• BMLRT  

facebook.com/BMLRTat
• Lebensmittel sind wertvoll  

facebook.com/lebensmittel.sind.wertvoll.at
• Unser Wald  

facebook.com/unserwald
• Wasseraktiv  

facebook.com/wasseraktiv
• Generation Blue  

facebook.com/GenerationBlue

 Twitter
• BMLRT  

twitter.com/BMLRT_at
• Unser Wald  

twitter.com/Unser_Wald

 Instagram
• BMLRT 

instagram.com/bmlrt.at
• Generation Blue 

instagram.com/generation_blue_gb
• Wasseraktiv 

instagram.com/wasseraktiv.at
• Unser Wald  

instagram.com/unserwald

 YouTube
• Video-Portal des BMLRT  

info.bmlrt.gv.at/service/video.html
• Wasseraktiv  

www.youtube.com/channel/UCCRsEPQPj6aCjuNMPrusHyw
• Generation Blue  

www.youtube.com/user/generationblu
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